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Abgeordnete der Fraktion
in der Hamburgischen 
Bürgerschaft

Liebe Leserinnen und Leser,

NEIN zu Olympischen Spielen! +++ Volksentscheid von 2013 umgesetzt? +++ Rot-grüner Koalitionsvertrag 
+++ Neu im BB-Team +++ Das Foto-Archiv-Kollektiv +++ Zwischen Krieg und Frieden, Hysterie und Ver-
nunft +++ Wider die Militarisierungs- und Aufrüstungsspirale +++ Ausstellung am Mahnmal St. Nikolai

nicht nur den Kundigen der alten Sprachen unter Ihnen bzw. 
Euch dürfte ein lateinisches Sprichwort in Erinnerung ge-
blieben sein: »Si vis pacem para bellum«, wörtlich übersetzt: 
»Wenn du (den) Frieden willst, bereite (den) Krieg vor.« Das 
war so in etwa die Generallinie der Regierungen und Militärs 
seit der Antike. Sie ist es bis heute, jedenfalls von der Laut-
stärke wieder so dramatisch wie in den finstersten Zeiten des 
Kalten Krieges. Die Fans der Abschreckungsdoktrin erleben 
also ihre Renaissance, einer Politik, die ihren bisherigen Gip-
fel in der mehrfachen Overkill-Kapazität bei den Atomwaffen 
gefunden hat. 

Eigentlich war unsere Hoffnung als friedensbewegte Men-
schen und Aktivist*innen Anfang der 1990er-Jahre eine ganz 
andere, ja, wir erwarteten ernsthaft, dass sich daran endlich 
etwas ändern würde. Ein Traum schien mit zehnjähriger Ver-
zögerung wahr zu werden. Denn viele Menschen hatten seit 
den großen Zeiten der Friedensbewegung Anfang der 1980er-
Jahre auf einen globalen Paradigmenwechsel gesetzt. »Wer 
den Frieden will, muß den Frieden vorbereiten und nicht den 
Krieg«. So hatte es der bedeutende Zukunftsforscher Robert 
Jungk schon 1970 auf den Punkt gebracht, und diese Haltung 
teilten wir.
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Wie weit wir von dieser Maxime und der dahinter liegen-
den Vernunft in unserem Land allerdings wieder entfernt 
sind, das bezeugen Äußerungen der letzten Monate leider zu-
hauf. Nehmen wir nur die Bürgerschaftsdebatte vom 18. Juni, 
für deren »Aktuelle Stunde« die Linksfraktion das Thema 
»Bundeswehrgelöbnis am Veteranentag: Abrüstung und Frie-
den statt Aufrüstung und Militarismus« eingebracht hatte. 
SPD, CDU, AfD und GRÜNE überschlugen sich in der Debatte 
förmlich darin, das Ansinnen der LINKEN mit emotionalen 
Attacken und einem Hohelied auf die Abschreckungsideolo-
gie zurückzuweisen. Während SPD-Fraktionschef Dirk Kien-
scherf »die Bedeutung der Bundeswehr für die Sicherheit 
Deutschlands und Europas« unterstrich und sein CDU-Pen-
dant Dennis Thering »die Notwendigkeit militärischer Stärke 
zur Sicherung des Friedens« hervorhob und meinte, »Abschre-
ckung und Verteidigungsfähigkeit seien keine Zeichen von 
Militarismus, sondern Grundlage für Stabilität«, setzten AfD 
und GRÜNE noch einen drauf. »Marco Schulz von der AfD 
nannte die Abrüstungsforderungen der Linken ›weltfremd, 
naiv und gefährlich‹ «, die Co-Fraktionsvorsitzende der GRÜ-
NEN, Sina Imhof, »bezeichnete den Vorstoß als Ausdruck ei-
ner ›anhaltenden Realitätsverweigerung‹ der Linken.«1 

Wir stehen offenbar vor dem Scheideweg: Bereiten wir 
zwecks vermeintlicher Friedenssicherung den Krieg vor 
oder bereiten wir stattdessen den Frieden vor, um Frieden 
zu schaffen? Die etablierten Parteien, allen voran die GRÜ-
NEN, so bisweilen der Eindruck, haben sich entschieden, 

1 Die Welt, online vom 18.6.2025.

setzen auf gigantische Aufrüstungsprogramme, eine Forcie-
rung des Krieges und Waffenlieferungen in die Krisengebiete 
und eine Binnenmilitarisierung in unserem Land. Auf der 
anderen Seite stehen DIE LINKE, verbliebene linke Sozialde-
mokrat*innen und GRÜNE, eine Anzahl außerparlamenta-
rischer Bewegungen und Organisationen und eine in den Me-
dien kaum noch zu Wort kommende schweigende Hälfte der 
Gesellschaft, die lieber daran mitwirken möchte, friedensfä-
hig statt kriegstüchtig zu werden.

Aufgrund dieser Entwicklungen in unserem Land und 
auch in Hamburg haben wir in diesem »Bürger*innenbrief« 
– neben einer Bewertung des Koalitionsvertrages von SPD 
und GRÜNEN in Hamburg – einen Schwerpunkt beim Kom-
plex Krieg und Frieden, Auf- und Abrüstung sowie Wehr-
pflicht gesetzt. Dies auch schon mal im Hinblick auf Ende 
September, wenn uns im Rahmen eines geprobten »NATO-
Ernstfalls«, des potenziellen russischen Angriffs, ein perso-
nal- und materialintensiver Einsatz der Bundeswehr inner-
halb der Stadt und vor allem im Hafen beschert wird.

Heike Sudmann und Stephan Jersch,
Janine Burkhardt, Jens Schultz und Micheal Joho

P.S.: Als kleine Zugabe empfehlen wir das Gespräch zwi-
schen Jakob Blasel, Sprecher der Grünen Jugend, und dem 
Co-Parteivorsitzenden der LINKEN, Jan van Aken, veröffent-
licht in der »Zeit« Nr. 12/2025, online vom 22. März 2025 (ak-
tualisiert).

JA zu einem besseren Hamburg – 
NEIN zu Olympischen Spielen!
Von Heike Sudmann

Der Hamburger Senat wirft zum dritten Mal seinen Hut in den Ring für die Austragung Olympischer Spiele. Am 31. Mai 
wurde die Bewerbung – für die Jahre 2036, 2040 und 2044 – als erstes Grobkonzept beim Deutschen Olympischen Sport-
bund (DOSB) abgegeben. Bis September prüft der DOSB nun die Einhaltung der Mindestanforderungen und ob weitere 
Unterlagen erforderlich sind. Ende des Jahres entscheidet dann die DOSB-Mitgliederversammlung, ob alle vier Bewer-
bungen – Berlin, München, Rhein-Ruhr-Region und Hamburg – weiterhin im Rennen bleiben. Alle Bewerber*innen ver-
sprechen, die Bevölkerung noch zu beteiligen, in Hamburg soll es Ende Mai 2026 ein Referendum geben. Voraussichtlich 
im Herbst 2026 legt sich der DOSB dann fest, welches Konzept aus welcher Stadt/Region und für welche Jahre beim 
Internationalen Olympischen Komitee (IOC) eingereicht werden soll. 

Alles neu und besser? »Grüne« Olympische Spiele
2015 haben die Hamburger*innen mehrheitlich in dem da-
maligen Referendum gegen die Ausrichtung der Olympischen 
Spiele in Hamburg votiert. Gibt es seitdem gravierende Ände-
rungen, die nicht nur den Blick auf die Spiele, sondern auch 
auf das Internationale Olympische Komitee (IOC) und sein Ge-
baren verändern (müssen)? 

Viel ist zu lesen und zu hören ist von neuerdings »grünen« 
Spielen. So sollen Sportstätten nicht mehr extra für Olym-
pia gebaut werden, vielmehr würden temporäre Bauten oder 

Umbauten bevorzugt. Damit ließ sich sehr gut eine gemein-
same Bewerbung von Hamburg und Berlin für die Olympi-
schen Spiele begründen. Denn Berlin hat, was Hamburg fehlt: 
ein international anerkanntes Leichtathletikstadion. Gut ein 
Jahr lang wurde diese gemeinsame Bewerbung hochgehalten, 
auch mit dem Hinweis, dass sich dadurch ja die Kosten für 
Hamburg halbieren dürften. Außerdem würde das IOC Bewer-
bungen von Regionen bzw. zwei Großstädten sehr gut finden. 
Beides ist hinfällig. Das IOC ist abgerückt von gemeinsamen 
Bewerbungen mehrerer Großstädte. Und der Berliner Senat 

http://www.welt.de/regionales/hamburg/article256273004/nationaler-veteranentag-befoerderungsappell-sorgt-fuer-streit-in-der-buergerschaft.html 
https://www.zeit.de/2025/12/waffen-verteidigung-jan-van-aken-jakob-blasel-links 
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ist abgerückt von Hamburg und hat sich Anfang 2025 ent-
schieden, gemeinsam mit Brandenburg und anderen Bundes-
ländern eine Bewerbung einzureichen. Daraufhin hat Ham-
burg sich für eine eigenständige Bewerbung entschieden, mit 
Kiel als Austragungsort für Segeln, Handball und Rugby. 

Doch zurück zu den »grünen« Spielen. Ist es klimascho-
nend(er), wenn temporäre Bauten errichtet werden oder tem-
poräre Umbauten erfolgen? Diese Frage wird in den nächsten 
Monaten beantwortet werden müssen. Das vermutlich größte 
Projekt eines temporären Umbaus ist für das Volksparksta-
dion geplant: doch sollen die Schwimmwettkämpfe und das 
Wasserspringen stattfinden. Die Messehallen würden tem-
porär umgebaut für Badminton, Basketball, Boxen, Fechten, 
Judo, Ringen, Rhythmische Sportgymnastik, Taekwondo und 
Tischtennis. Im Millerntorstadion sollen die Hockey-Spiele 
stattfinden. In den Harburger Bergen wird die Mountain-Bike-
Strecke temporär erbaut. Eine Übersicht aller Sportstätten 
findet sich im Netz.

Das Leichtathletikstadion würde neu gebaut. Damit diese 
Kosten nicht den Olympischen Spielen zugerechnet werden, 
hat der Senat sich einen Coup überlegt: Nach den Spielen soll 
ein Umbau zu einem Fußballstadion für den HSV erfolgen. 
Denn das Volksparkstadion sei in den 2040er-Jahren sehr 
stark sanierungsbedürftig, sodass ein Neubau doch besser 
wäre. Eine Schelmin, die dabei nicht denkt, dass der Senat da-
mit hofft, die Stimmen der HSV-Fans für das Olympia-Referen-
dum zu gewinnen. Egal, wer das Stadion später betreibt, die 
Baukosten werden nicht vom IOC übernommen, sondern blei-
ben in Hamburg hängen.

IOC – alles wie gehabt?
Viel war auch zu lesen von einer Neuorganisation des IOC. 
Doch bis heute gibt es keine Hinweise darauf, dass die Macht-
spielchen, Vetternwirtschaft und Korruption beendet sind. 
Auch zu den Olympischen Spielen in Paris 2024 gab es wie-

der einen Korruptionsverdacht. 
Auf die Einnahmenseite des IOC sollen die Pariser Spiele 

im letzten Jahr rund 5 Mrd. US-Dollar gespült haben. Nur ein 
winziger Bruchteil davon geht an die Athlet*innen, wie das 
ZDF am 1. August 2024 berichtete.

Das Pariser Sommermärchen 2024 – und die Realität
Schöne Bilder aus Paris 2024 und stimmungsvolle Berichte 
zeigen nur die eine Seite der Medaille und werden immer wie-
der als Werbung für Spiele in Hamburg verwendet. Die Ver-
treibung von zigtausend Obdachlosen, die »Säuberung« der 
Innenstadt, die extremen Sicherheitsvorkehrungen, die die 
Anwohner*innen stark beeinträchtigten, wurden und wer-
den nur selten erwähnt. 

Eine abschließende Kostenabrechnung für Paris 2024 liegt 
noch nicht vor. Die bei den Olympischen Spielen seit Jahr-
zehnten vorgenommene geschickte Aufteilung in zwei un-
terschiedliche Budgets soll die hohen Kosten für die Austra-
gungsorte und -länder verschleiern. In dem kleineren Budget, 
in das u.a. die Ticketeinnahmen fließen, stehen unterm Strich 
oft kleinere Millionenbeträge für die Ausrichter*innen (nicht 
für das IOC). In dem größeren Budget werden die Infrastruk-
turkosten zusammengefasst, die zum allergrößten Teil nur 
von den Ausrichter*innen zu finanzieren sind. Und da geht 
es dann um Milliardenbeträge zulasten der Städte und Län-
der. Beim IOC wiederum verbleiben die Einnahmen aus den 
Werbeverträgen und Fernsehrechte. Da geht es auch um Mil-
liardenbeträge, allerdings als Einnahmen zugunsten des IOC.

2036, 2040 oder 2044 – um welche Spiele geht es?
Die Bewerbung der Stadt Hamburg umfasst drei verschie-
dene Jahre: 2040, 2044 und – ja, kaum zu glauben – auch das 
Jahr 2036, einhundert Jahre nach den Nazi-Spielen in Berlin. 
Es habe wegen 2036 schon Gespräche mit der Jüdischen Ge-
meinde gegeben und die hätte keine Bedenken gehabt. Allein 

Drohende Gigantomanie auf der Binnenalster, oder in der amtlichen Tonlage: »Visualisierung einer spektakulären Eröffnungsfeier im Herzen der Stadt 
Hamburg«.

https://hamburg-activecity.s3.eu-central-1.amazonaws.com/fragments/2025-05/9f0aac6a-3ed6-42ae-8edc-deac3e6ff59f/uebersicht-sportstaetten-tabelle-final-300525.pdf
https://www.zdfheute.de/sport/olympia-2024-ioc-einnahmen-kritik-athleten-beteiligung-100.html
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-inneres-und-sport/presseservice/pressemeldungen/olympia-konferenz-in-hamburg-1072688
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schon wegen der Rechtsentwicklung in Deutschland und der 
Vorstellung, dass in elf Jahren die AfD und andere Nazi-Par-
teien noch weiter wachsen und das 100-jährige Jubiläum auf 
ihre Weise abfeiern könnten, verbietet sich das Jahr 2026.

Beteiligung der Bevölkerung 
Der Hamburger Senat will Ende des Jahres der Bürgerschaft 
einen Antrag zur Durchführung eines Referendums vorlegen. 
Diese Abstimmung soll dann Ende Mai 2026 erfolgen (aktuell 
wird der 31. Mai als Termin genannt).

Ich hoffe sehr, dass die Hamburger*innen wieder weise 
sein werden und mit NEIN stimmen. Schon 2015 haben sie 
damit Hamburg vor riesigen Schulden bewahrt. Der Entwick-
lung Hamburgs hat es nicht geschadet. Der SPD-geführte Se-
nat wird ja nicht müde, sich immer wieder selbst zu loben. 
Aktuell das stärkste Wirtschaftswachstum aller Bundes-
länder, mit Active City als Reaktion auf das verloren gegan-
gene Referendum 2015 sei der Hamburger Sport einen Rie-
senschritt vorangekommen. Auch der Wohnungsbau ist aus 
Sicht des Senats seit Jahren ein Erfolg. Dabei war die Senats-
politik gegen die Mietenexplosion bisher alles andere als er-
folgreich: allein von 2018 bis 2023 sind die Mieten in Ham-
burg um 25 Prozent gestiegen. Die Ausrichtung Olympischer 
Spiele wirkt auf den Mietenmarkt wie ein Booster. In Bar-
celona und London sind die Mieten während und nach den 
Olympischen Spielen extrem angestiegen (und unverändert 
extrem hoch). Nicht auszumalen, wie hoch die Mieten jetzt in 
Hamburg mit Olympischen Spielen geworden wären. 

»Olympic Park City« (Bild: MOKA-Studio, https://www.hamburg-activecity.de/olympiabewerbung)

Veranstaltung der Bürgerschaftsfraktion DIE LINKE 
Olympia-Bewerbung 2.0: 
Verbrennt sich Hamburg am 
Olympischen Feuer?

am Dienstag, den 15. Juli, von 18.30 bis 20.30 
(Einlass ab 18.00 Uhr) im Hamburger Rathaus, 
Kaisersaal

Teilnehmende:
▪	 Paul Alauzy, Aktivist vom Bündnis »Die andere Seite 

der Medaille« aus Paris
▪	 Dr. Benjamin Bendrich, Sportwissenschaftler an der 

Georg-August-Universität Göttingen (angefragt)
▪	 Martin Wolter, sportpolitischer Sprecher der Fraktion
▪	 Moderation: Heike Sudmann, Co-Fraktionsvorsitzende 

Deshalb JA zu einer Stadt, die sich alle leisten können und 
NEIN zu Olympischen Spiele!

Wer sich intensiver mit dem Thema auseinandersetzen 
möchte, schaut hier: 
▪	 https://fairspielen.de/ und www.nolympia-hamburg.de – 

beide Blogs mit vielen kritischen Informationen zu Olym-
pischen Spielen

▪	 https://www.hamburg-activecity.de/olympiabewerbung - 
die offizielle Seite des Hamburger Senats.

https://www.hamburg-activecity.de/olympiabewerbung
https://fairspielen.de/ 
http://www.nolympia-hamburg.de
https://www.hamburg-activecity.de/olympiabewerbung
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»Unser Hamburg – Unser Netz«
Volksentscheid von 2013 wirklich umgesetzt?
Von Stephan Jersch 

Am 22. September 2013 haben die Hamburger*innen sich 
dafür entschieden, die Energienetze in Hamburg zurückzu-
kaufen. Hintergrund für diese Entscheidung war der Volks-
entscheid »Unser Hamburg – Unser Netz«, der von einem 
breiten Bündnis aus NGOs und Initiativen (z.B. BUND, Robin 
Wood, Verbraucherzentrale Hamburg etc.) ins Leben geru-
fen wurde. Dieses plädierte dafür, die Energieinfrastruktur 
Hamburgs zurück in städtische Hand zu überführen mit dem 
Ziel, diese an Gemeinwohl und Nachhaltigkeit zu orientieren. 
Zu schlecht waren die Erfahrungen der Hamburger*innen in 
den nicht einmal 15 Jahren nach dem Ausverkauf der HEW 
durch Rot-Grün-Schwarz an die Konzerne Vattenfall und 
EON. Der Rückkauf sollte es der Stadt ermöglichen, Einfluss 
auf die Energieversorgung zu nehmen, die Wärmewende vor-
anzutreiben und die Tarife für die Verbraucher*innen zu sta-
bilisieren. Der Abstimmungstext lautete wie folgt: 

»Senat und Bürgerschaft unternehmen fristgerecht alle not-
wendigen und zulässigen Schritte, um die Hamburger Strom-, 
Fernwärme- und Gasleitungsnetze 2015 wieder vollständig in 
die Öffentliche Hand zu nehmen. Verbindliches Ziel ist eine 
sozial gerechte, klimaverträgliche und demokratisch kontrol-
lierte Energieversorgung aus erneuerbaren Energien.«

zember 2027 ausläuft. Dieser Vertrag verlängert sich jedoch 
um weitere fünf Jahre, wenn dieser nicht zwei Jahre vor Ab-
lauf der Vertragslaufzeit gekündigt wird. Vor diesem Hinter-
grund muss die Kündigung seitens der Stadt also bereits spä-
testens Ende diesen Jahres erfolgen. 

Aktuell ist Fernwärme aus den Verbundnetzen von Hanse
werk Natur in Hamburg erheblich teurer als Fernwärme aus 
dem Stadtnetz der Hamburger Energiewerke.1 Im Zuge der 
Energiekrise, standen viele Menschen vor hohen Nachforde-
rungen für den Bezug von Fernwärme. In Hamburg gab es 
sogar Nachzahlungsforderungen in vierstelligen Bereich. So 
haben insbesondere die Energieunternehmen von hohen Ge-
winnen im Zuge der Energiekrise profitiert. Nicht umsonst 
laufen nun dank der Verbraucherzentralen gegen einzelne 
Energieunternehmen Sammelklagen (u.a. gegen E.ON, Hanse-
Werk, GASAG, Avacon etc.). Die Energiepreisklauseln, mit de-
nen die Endverbrauchspreise der Wärme berechnet werden, 
sind häufig komplex und oft fehlt es an Transparenz sowie 
der Möglichkeit der leichten Nachvollziehbarkeit, wie sich 
Energiepreise im Einzelnen für die Verbraucher*innen zu-
sammensetzen. Derweil steigt, neben dem Anteil für Miete, 
auch der Anteil der Energiekosten am Einkommen der Men-
schen. Vor allem Haushalte mit geringem Einkommen oder 
im Leistungsbezug haben mit immer höher werdenden Ener-
giekosten zu kämpfen. 

Der Senat hat auf eine Anfrage der Linksfraktion (Drs. 
23/519 vom 10.6.2025) im Juni bestätigt, dass es keine Ge-
spräche zu einem Rückkauf der (noch) nicht rekommunali-
sierten Wärmenetze in der Stadt gebe und er stattdessen den 
Volksentscheid zum Rückkauf der Energienetze für vollstän-
dig umgesetzt halte. 

In Hamburg wird ein erheblicher Teil der Wärmeversor-
gung über die Fern- und Nahwärmenetze abgedeckt. Diese 
wird vor allem durch die beiden Kohleheizkraftwerke Tief-
stack und Wedel erzeugt und über das große Fernwärmenetz 
an Haushalte und Betriebe verteilt. Bitter ist daher, wenn den 
Menschen in Hamburg nun eine satte Erhöhung der Fern-
wärmepreise um 30 % vom stadteigenen Wärmeversorger ins 
Haus steht. Eine zukunftsfähige, klimaneutrale und vor al-
lem sozial gerechte Wärmeversorgung sieht anders aus, als 
den Menschen in Hamburg höhere Heizungskosten zu garan-
tieren. 

1 https://www.waermepreise.info

Die Umsetzung des mit 50,9% gewonnenen Volksent-
scheids begann mit dem Rückkauf des Stromnetzes von Vat-
tenfall 2015, der Rekommunalisierung des großen Fernwär-
menetzes von Vattenfall 2018 und des Gasnetzes. Oft wird 
vonseiten der SPD und der GRÜNEN in der Öffentlichkeit 
kommuniziert, dass der Volksentscheid damit erfolgreich 
umgesetzt wurde. Insbesondere die GRÜNEN verbuchen 
dies als ihren Erfolg. Tatsächlich aber sind Teile des noch 
in den 1990er-Jahren städtischen Nah- und Fernwärmenet-
zes der damaligen HEW weiterhin im Besitz von Hansewerk 
Natur (früher EON), das bis heute diverse kleinere Wärme-
netze weiter betreibt. Der Volksentscheid von 2013 muss da-
her, trotz seiner Gesetzeskraft, als nicht vollständig umge-
setzt betrachtet werden.

Als geeigneter Termin für den Rückkauf der Wärmever-
bundnetze von Hansewerk Natur bietet sich das Jahr 2027 
an, da der wegerechtliche Sondernutzungsvertrag am 31. De-

https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/91143/23_00519_rueckkauf_von_waermenetzen_der_new_energy_solutions_von_vattenfall#navpanes=0
https://www.waermepreise.info 


Heike Sudmann (Tel. 040 / 428 312 250 | heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de) | Stephan Jersch ( 0177 753 77 24|  
stephan.jersch@linksfraktion-hamburg.de) | Mitglieder der Hamburgischen Bürgerschaft | Rathausmarkt 1 | 20095 Hamburg

Sudmann/Jersch, Fraktion DIE LINKE. in der Hamburgischen Bürgerschaft | Bürger*innenbrief 24.6.2025	 Seite 6 

Zum rot-grünen 
Koalitionsvertrag 
in Hamburg
Am 24. April haben sich Hamburgs SPD und GRÜNE auf 
eine dritte Koalitionsperiode verständigt und ihren Ver-
trag unterzeichnet. Das 148-seitige Werk ist der Sichtung 
durchaus wert, auch wenn darin auch viel Unkonkretes 
zu lesen ist. Und es sollte in den kommenden Jahren 
auch in Erinnerung bleiben bzw. immer mal wieder her-
vorgeholt werden, auch um feststellen zu können, was 
alles anders oder gar nicht realisiert wurde. An ihren 
Taten sollt ihr sie schließlich messen! Für die Links-
fraktion ist das Koalitionsprogramm – die rot-grü-
nen Versprechungen für die 23. Legislaturperiode 
bis 2030 – natürlich Pflichtlektüre. Es wurde gleich 
nach Erscheinen einer intensiven und fachlichen Be-
wertung unterzogen. Wir nehmen hier, nach einem 
kurzen Überblick, die inhaltlichen Kritikpunkte zur 
Verkehrs- und Wohnungspolitik bzw. zur Klima- und 
Umweltpolitik auf, so wie sie von den zuständigen 
Abgeordneten Heike Sudmann bzw. Stephan Jersch 
gesehen werden.

Alte Rezepte für alte Probleme helfen nicht
Von Heike Sudmann

Am 21. Mai hat der Erste Bürgermeister seine Regierungs-
erklärung in der Bürgerschaft abgegeben. Nachfolgend habe 
ich einige Punkte aus meiner insgesamt 25 Minuten (!) langen 
Rede zusammengefasst. (Wer sich die 30 Minuten des Bürger-
meisters und die Reden der demokratischen Fraktionen anse-
hen/anhören will, findet sie im Netz).

Die dritte Senatsrunde Rot-Grün bringt keinen Aufbruch, 
sondern nur ein »weiter so«. Die Entwicklung der letzten zehn 
Jahre zeigt: Reiche werden immer reicher, die Rechten wer-
den rechter, Mieten werden höher, viele Hamburger*innen 
werden ärmer, das Klima wird heißer und der Hafen wird 
privater. Das ficht die SPD und die GRÜNEN aber nicht an, sie 
halten an ihren alten Rezepten fest. Sind sie nicht lernfähig?

Trotz der üblichen Parolen »bauen, bauen, bauen« und 
»Drittelmix« sind allein von 2018 bis 2023 die Neuvermie-
tungen um 25 Prozent teurer geworden. Am größten ist die 
Not für Menschen mit wenig Einkommen, die eine Sozial-
wohnung für 7,25 Euro qm/nettokalt beanspruchen könn-
ten. Doch es gibt viel zu wenig Angebote für sie. Trotz dieser 
Feststellungen aus einem aktuellen Gutachten der Stadt-
entwicklungsbehörde bleibt es beim bisherigen Drittelmix 
und der selbst von Rot-Grün als unrealistisch eingeschätz-
ten Zahl von 10.000 jährlichen Baugenehmigungen, ganz zu 

schweigen von Baufertigstellungen. Der offensive Kampf ge-
gen Mietwucher fehlt ebenso wie ein Mietendeckel im Koa-
litionsvertrag.

An 80 Stellen enthält der Vertrag Prüfaufträge, zigmal 
finden sich nur vage Aussagen. Das kritisiert nicht nur DIE 
LINKE. Auch die Sozialverbände monieren zu viele Absichts-
erklärungen und zu wenig Konkretes. Gleichzeitig stellen sie 
eine Vermischung von Sozial- und Ordnungspolitik fest, die 
Hilfebedürftige auch als Bedrohung darstellt. Polizeiliche 
Maßnahmen benennen sie zu Recht als falschen Hebel. Für 
DIE LINKE fehlt auch eine behördenübergreifende Anti-Ar-
mutsstrategie. 

Bürokratieabbau und Aufgabenkritik erfüllen auch in die-
sem Koalitionsvertrag wieder die Rolle als Heilsbringer. Un-
verdrossen ignorieren SPD und GRÜNE die Personalnot und 
Arbeitsüberlastung im öffentlichen Dienst, die auch auf der 
Stadtversammlung von ver.di Anfang des Jahres eindring-
lich und bedrückend gerade im Kinder- und Jugendbereich 
dargestellt wurde. Um mehr Fachkräfte zu gewinnen und zu 
halten muss endlich eine Hamburg-Zulage für alle Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst eingeführt werden. 

Der versprochenen »Stadt der guten Arbeit« fehlt nicht nur 
ein Landesmindestlohn wie in Bremen, sondern auch ein ei-

https://www.gruene-hamburg.de/wp-content/uploads/2025/04/Koalitionsvertrag-2025-final.pdf 
https://www.gruene-hamburg.de/wp-content/uploads/2025/04/Koalitionsvertrag-2025-final.pdf 
https://mediathek.buergerschaft-hh.de/sitzung/23/5/#top-49611b2e-e2c4-41f6-aab4-c8daa84d84ed
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genes Tariftreuegesetz. Weiter auf den Bund zu warten, ist 
keine Lösung. Und auch der Arbeitsschutz muss verstärkt 
werden, wie die tödlichen Unfälle auf der Westfield-Baustelle 
dramatisch gezeigt haben.

Eine »Stadt der guten Gesundheit« muss der neue Senat 
sich auf die Fahnen schreiben. Es ist nicht hinnehmbar, dass 
Menschen mit wenig Geld bis zu zehn Jahre früher sterben 
als reichere Menschen. Städtische Gesundheitszentren mit 
einer breiten medizinischen Versorgung wie in der Polikli-
nik auf der Veddel brauchen wir in vielen Stadtteilen. Eine 
Minivariante, die vor allem auf Beratung setzt, reicht nicht. 

Aus der investor*innengetriebenen Stadtentwicklung ha-
ben SPD und GRÜNE nichts gelernt. Das zeigt sich beim Hols-
tenareal und bei der Kühne-Oper. Und natürlich beim Elb-
tower, den sie im Koalitionsvertrag vorsorglich gar nicht 
erst erwähnen. Öffentliche Gelder für einen privaten Inves-
tor darf es beim Elbtower nicht geben. Daran kann der Erste 
Bürgermeister nicht oft genug erinnert werden. 

Das alte »Stadtentwicklungsprojekt«‚ Olympische Spiele in 
Hamburg durchzuführen, wird dafür wieder ausgebuddelt. 
Wohin Olympia als Mittel der Stadtentwicklung führt, lässt 
sich gut in London beobachten, wo die innere Stadt nach dem 
Superevent mittlerweile unbezahlbare Mieten hat. 

Die Einschätzung des Nabu, dass der Koalitionsvertrag 
aus ökologischer Sicht enttäuschend sei, teilen wir. Eine Eva-
luation von Klimaplan und Klimaschutzgesetz ist nicht vor-
gesehen. Die umstrittene CO2-Abscheidung und -Speiche-
rung soll jetzt beim Erreichen der Klimaneutralität helfen. 
Die sozialpolitische Abfederung der Maßnahmen bleibt un-
konkret. 

Beim Verkehr wird aus der Priorität für den Umweltver-
bund jetzt ein Hand-in-Hand-Gehen mit einer besseren Mo-
bilität für den motorisierten Individualverkehr. Die A26-Ost 
soll weitergebaut werden. Die GRÜNEN sind nicht auf den 
Hund, sondern aufs Auto gekommen. Wie enttäuschend für 
viele ihrer Wähler*innen.

Mit der Aussage, dass Hamburg die besten Chancen habe, 
»die klügsten Menschen anzuziehen«, scheinen auch SPD und 
GRÜNE dem eigenen Bildungssystem nicht allzu viel zuzu-
trauen. Mit dem Festhalten an der zweigliedrigen Schulstruk-
tur wird weiterhin vor allem der ökonomische Familienhin-
tergrund über die Bildungschancen entscheiden.

Wer das Erstarken rechtsextremer Kräfte und die Instru-
mentalisierung von Ängsten und Stimmungsmache gegen 
Schutzsuchende beklagt und gleichzeitig mit dem Dublin-
Zentrum die »Effizienz der Rücküberstellungen« propagiert, 
ist ein Teil des Problems. Gegen den massiven Rechtsruck 
braucht es eine andere Sozial- und Arbeitsmarktpolitik, damit 
die Angst vor dem sozialen Abstieg verschwinden kann. Wie 
das Kompetenznetzwerk Rechtsextremismus gestärkt wer-
den soll, bleibt offen. Eine Zusammenarbeit mit der Zivilge-
sellschaft ist nicht vorgesehen. Der Parlamentarische Unter-
suchungsausschuss zum NSU soll weiterhin nicht kommen. 
Dafür soll es jetzt beim Verfassungsschutz eine Regelanfrage 
bei Einstellungen im öffentlichen Dienst geben. Rechtsext-
reme können schon heute aus dem öffentlichen Dienst ent-
fernt werden, die Regelanfrage ist ein Rückfall in alte Zeiten, 
die vor allem kritische, linke Stimmen und Aktivist*innen ab-
schrecken soll. 

Gerade gab es die Feierlichkeiten zum 80. Jahrestag der Be-
freiung vom Faschismus. Der 8. Mai muss endlich ein gesetz-
licher Feiertag werden, mit dem ein deutliches Zeichen gegen 
alte und neue Nazis gesetzt wird. 

Hamburg kann und muss auch ein wichtiges Zeichen ge-
gen die neue Kriegstüchtigkeit, die Vorbereitung der Bür-
ger*innen auf einen Krieg, setzen. Statt immer mehr Auf-
rüstung, Rüstungsexporten über den Hamburger Hafen und 
geplantem NATO-Manöver »Red Storm Bravo« müssen alle An-
strengungen um Abrüstungen und Diplomatie unterstützt 
werden. Die Erkenntnis aus dem Kalten Krieg lautete und lau-
tet unverändert, dass es ohne Abrüstung keinen dauerhaften 
Frieden gibt. 

Verkehr im Koalitionsvertrag

Wende der Mobilitätswende?
Von Heike Sudmann

Eine neue Ausrichtung der Verkehrspolitik lässt sich an zwei 
Punkten festmachen: Anders als im Koalitionsvertrag von 
2020, in dem Bus, Bahn, Rad und Fuß noch eine »besondere 
Priorität« eingeräumt wurde (S. 97), heißt es im neuen Koa-
litionsvertrag von 2025: »Die Förderung des ÖPNV und des 
Radverkehrs geht damit Hand in Hand mit einer besseren 
Mobilität für den Wirtschafts- und den motorisierten Indivi-
dualverkehr« (S. 59). 

Wie ernst es mit der »besseren Mobilität« für Autos ge-
meint ist, zeigt sich im Kapitel Parkraummanagement. Bis 
ein aufwendiger »Masterplan Parken« – mit Abfrage privater 
Stellplätze bei allen Grundeigentümer*innen – fertig ist, »gilt 
ein grundsätzliches Moratorium für den Abbau von Parkplät-

zen im öffentlichen Raum, das von allen Behörden einschließ-
lich der Bezirksämter beachtet wird« (S. 66). Dadurch werden 
etliche Planungen zum Ausbau von Fuß- und Radwegen sowie 
für Busbuchten erschwert bis blockiert. Dazu passt auch, dass 
die Zielzahlen für neue Radwege nicht angehoben werden. 

Die Unterstützung des Baus der A26-Ost ist nicht nur 
eine weitere Förderung des Autoverkehrs, sondern auch der 
Bruch eines grünen Wahlkampfversprechens.

Beim Schienenverkehr bleibt der rot-grüne Senat unterir-
disch. Am riesigen Tunnelprojekt U5 quer durch die Stadt 
wird festgehalten, koste es, was es wolle. Die Straßenbahn als 
mögliche Alternative wird nicht genannt. Der Verbindungs-
bahnentlastungstunnel (VET) wird totgeschwiegen. Dafür gibt 

https://www.gruene-hamburg.de/wp-content/uploads/2020/06/Koalitionsvertrag-SPD-Gr%C3%BCne-2020.pdf
https://www.gruene-hamburg.de/wp-content/uploads/2020/06/Koalitionsvertrag-SPD-Gr%C3%BCne-2020.pdf
https://www.gruene-hamburg.de/wp-content/uploads/2025/04/Koalitionsvertrag-2025-final.pdf
https://www.gruene-hamburg.de/wp-content/uploads/2025/04/Koalitionsvertrag-2025-final.pdf
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es ein neues Steckenpferd: den Hyperloop (S. 61). Der Ausbau 
des 5-Minuten-Taktes für Bus und Bahn ist weg. Die Verspre-
chen zu mehr Metro- und Stadtbussen werden eingedampft, 
neue Busspuren kommen nur homöopathisch. Selbst bei den 
autonomen »Lieblings«-Shuttles des grünen Verkehrssenators 
wird das Ziel 2030 nicht mehr genannt.

Tempo 30 flächendeckend ist immer noch kein Thema. 
Wann das Senior*innen-Ticket kommt, bleibt offen. 

Fazit: Diese neue Mobilitätswende geht in die falsche Rich-
tung.

Wohnen im Koalitionsvertrag

Extrem steigende Mieten treffen auf 
Verhaltensstarre des neuen Senats
Von Heike Sudmann
Dreiviertel aller Hamburger Haushalte wohnen zur Miete. 
Viele Mieter*innen befürchten, die nächste Mieterhöhung 
nicht mehr stemmen zu können. Doch Umziehen ist keine Lö-
sung, wie ein aktuelles Gutachten des Senats zeigt: Die Neu-
vermietungspreise sind von 2018 bis 2023 um 25 Prozent 
gestiegen, weder Einkommen noch Inflation sind so stark an-
gewachsen.

Die Verhinderung der Mietenexplosion ist also gründlich in 
die Hose gegangen. Trotzdem hält der Senat an seinen alten Re-
zepten mit »bauen, bauen, bauen« und »Drittelmix« fest. Dabei 
sind mehr als zwei Drittel der über 100.000 Neubauwohnun-
gen, die seit 2011 unter der SPD-geführten Regierung in Ham-
burg entstanden sind, sauteure Wohnungen. Die Konsequenz 
dieser Baupolitik beschreibt das aktuelle Senatsgutachten: Am 
größten ist die Not für Menschen mit wenig Einkommen, die 
eine Sozialwohnung für 7,25 Euro qm/nettokalt beanspruchen 
könnten. Es gibt viel zu wenig Angebote für sie. Trotz dieser 

Feststellungen bleibt es auch im neuen Koalitionsvertrag beim 
Drittelmix und der selbst von Rot-Grün als unrealistisch einge-
schätzten Zielzahl von 10.000 jährlichen Baugenehmigungen. 

Auch in bisher weniger nachgefragten Stadtteilen sind 
die Neuvermietungspreise extrem gestiegen, so in Lurup/
Osdorf um 54% auf 14 Euro nettokalt pro Quadratmeter, wie 
das Senatsgutachten feststellt. Es wird immer schwieriger, 
in Hamburg eine leistbare Wohnung zu finden. Doch der Se-
nat nimmt den offensiven Kampf gegen viel zu hohe Mieten 
und gegen Mietwucher nicht auf. Erst durch den Erfolg der 
Mietwucher-App der Linken wurde der Senat in diesem Win-
ter quasi zum Jagen getragen und beginnt jetzt endlich, sich 
zu überlegen, was er selbst tun könnte. Vor einem Mietende-
ckel, der für viele Menschen die Mieten sogar senken könnte, 
schreckt der Senat immer noch zurück. Wir fragen uns, was 
noch passieren muss, damit eine Mietensenkungspolitik zur 
Chefsache des Ersten Bürgermeisters erklärt wird. 

Klima- und Umweltpolitik im Koalitionsvertrag

Ein fünfjähriger Leichenschmaus
Von Stephan Jersch

Der Koalitionsvertrag der SPD und GRÜNEN ist im Bereich 
Klima- und Umweltpolitik mehr als enttäuschend. Kein 
Wunder also, dass der Erste Bürgermeister Peter Tschent-
scher in der Regierungserklärung am 21. Mai lediglich 13 
Sätze in seiner 30-minütigen Rede zum Thema Klima üb-
rig hatte. Zwar sei Klimaschutz eine zentrale Aufgabe und 
die Stadt habe sich nach seiner Einschätzung eine heraus-
ragende Ausgangsposition erarbeitet, aber das ist nur ei-
nen müden Zwinkersmiley wert – oder eben 13 Sätze.  
Schon zum Zeitpunkt der Novellierung des Klimaschutz-
gesetzes im Jahre 2023 wurde das 1,5-Grad-Ziel des Pariser 
Klimaabkommens beerdigt – obwohl sich die jetzige Koali-
tion schon damals zu eben diesem Pariser Klimaziel bekannt 
hatte. Der Schriftzug auf der Mönckebergstraße »Wir alle für 
1,5 °C« müsste eigentlich von SPD und GRÜNEN höchst per-
sönlich entfernt werden. Es beginnt ein fünfjähriger Leichen-
schmaus für die verstorbenen Klimaambitionen. 

Klimaneutralität nach Möglichkeit vor 2045 – 
aber wie?
Die Koalition strebt nach Möglichkeit noch vor 2045 die Kli-
maneutralität an. Dies ist jedoch in der Lesart von Rot-Grün 
von Faktoren auf Bundesebene abhängig. Zuletzt war der Se-
nat nicht müde geworden, die Hamburger Klimaziele vom 
Bundesstrommix abhängig zu machen, und das, obwohl die 
Stadt Hamburg nach dem Statistikamt Nord selbst noch sehr 
viel Energie über fossile Energieträger bezieht und in Sachen 
Ausbau der erneuerbaren Energien im Vergleich zu allen an-
deren Bundesländern massiv hinterherhängt. Stattdessen fei-
ert sich der Senat schon bei kleinen Erfolgen, und bei Miss-
erfolgen wird mit dem quasi eingegipsten Finger auf andere 
gezeigt. 

Bei Sulfuryldifluorid bewegt sich endlich was 
Positiv anzumerken ist immerhin, dass die Koalition in Sachen 

https://daten.transparenz.hamburg.de/Dataport.HmbTG.ZS.Webservice.GetRessource100/GetRessource100.svc/4fbba147-38e1-481b-9553-fc698d5fce5b/Akte__BWSB674.111-210_002.pdf 


Heike Sudmann (Tel. 040 / 428 312 250 | heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de) | Stephan Jersch ( 0177 753 77 24|  
stephan.jersch@linksfraktion-hamburg.de) | Mitglieder der Hamburgischen Bürgerschaft | Rathausmarkt 1 | 20095 Hamburg

Sudmann/Jersch, Fraktion DIE LINKE. in der Hamburgischen Bürgerschaft | Bürger*innenbrief 24.6.2025	 Seite 9 

Sulfuryldifluorid (SO2F2) aktiv werden will. Sulfuryldifluorid 
wird u.a. zur Begasung von Stammholz im Hafen für den Ex-
port verwendet und hat deutlich höheres Treibhauspoten-
zial als CO2 (mit einer 7.520- mal höheren Wirkung gegenüber 
CO2 entspricht die Klimawirkung der des Kohleheizkraftwerk 
Tiefstack). Obwohl Alternativen zur Begasung angewendet 
werden könnten und seitens der Linksfraktion ein Anwen-
dungsverbot gefordert wurde, weigert sich die Regierungsko-
alition beharrlich, hier aktiv zu werden, denn: Hanseatische 
Kaufleute wissen eben, dass für das Klima nichts gewonnen 
ist, wenn nur Hamburg verzichtet und zudem noch Ladung 
im Hafen verloren ginge – Ökonomie schlägt in Hamburg im-
mer noch Ökologie. Die Koalition wird auch weiterhin für 
Hamburg keine Lösung anbieten, sondern mit gebremstem 
Schaum auf ein Anwendungsverbot auf EU-Ebene hinarbei-
ten. Bis dahin wird weiterhin reichlich Sulfuryldifluorid im 
Hafen freigesetzt. 

Auch in Sachen Umweltpolitik schwach auf der Brust
Neben der Klimakrise ist auch der massive Verlust der Ar-
tenvielfalt ein zentrales Thema, das bisher leider noch nicht 
die nötige Aufmerksamkeit erhalten hat. Auch im Regie-
rungsprogramm ist das Thema ein blinder Fleck, denn hier 
finden sich nur Versatzstücke, das ist weder mutig noch zu-
kunftsfähig. So kommt Biodiversität nur im Zusammenhang 
mit Moorschutz und Agrar- und Ernährungspolitik im Regie-
rungswirken vor. Allerdings ohne Nennung von Maßnah-
men oder konkreten Zielen. Insekten sind die artenreichste 
Gruppe der Tiere auf der Erde. Ihr Rückgang hat Auswirkun-
gen auf die Ernährungssicherheit, denn viele Nutzpflanzen 
sind auf die Bestäubung durch Insekten angewiesen. Die Ur-
sachen für das Artensterben sind vielfältig – neben dem Kli-
mawandel sind auch der Lebensraumverlust, invasive Arten 
sowie der Einsatz von Pestiziden für den Rückgang der Ar-
ten verantwortlich. 

In Deutschland haben mehr als 150 Wissenschaftler*in-
nen von 75 Institutionen und Verbänden einen Blick auf die 
Artenvielfalt geworfen, indem sie über 6.000 Publikationen 

zur Thematik ausgewertet haben.1 Das Ergebnis ist nieder-
schmetternd: 10.000 Arten sind in Deutschland nachweis-
lich bestandsgefährdet sowie 60 Prozent von den 93 unter-
suchten Lebensraumtypen in einem unzureichenden bzw. 
schlechten Zustand. In Hamburg gibt es sehr viel versiegelte 
Fläche. Zwar wurden 10 Prozent der Landesfläche als Natur-
schutzgebiete ausgewiesen, doch das reicht nicht, um einen 
entscheidenden Beitrag zum Erhalt der biologischen Viel-
falt zu leisten. Es braucht u.a. ein Entsiegelungsprogramm, 
dass schon in der letzten Wahlperiode versprochen wurde. 
Mit konkreten Maßnahmen lassen sich auch Synergieeffekte 
zum Klimaschutz in Hamburg erzielen. 

Nachsteuerung mit dem Hamburger  
Zukunftsentscheid? 
Zumindest in Sachen Klimapolitik haben es die Hambur-
ger*innen am 12. Oktober selbst in der Hand, ob der Senat bei 
den Zielen und Maßnahmen ambitionierter vorgehen muss. 
Die Stadt hat zum derzeitigen Zeitpunkt lediglich für zwei 
einzelne Jahre in der Zukunft verpflichtende Reduktionsziele 
festgelegt (für die Jahre 2030 und 2045). Dabei ist allerdings 
nicht begrenzt, wie viel CO2 insgesamt bis dahin ausgestoßen 
werden darf – Hauptsache am Stichtag stimmt der Wert. Die 
Initiative zum Hamburger Zukunftsentscheid kritisiert da-
her zu Recht, dass das Klimaschutzgesetz seine eigentliche 
Kernaufgabe – das Klima zu schützen – verfehlt. Die Initia-
tive setzt auf jährliche CO2-Budgets, die jeweils in den Jahren 
2026 bis 2040 emittiert werden dürfen. Das Ziel der Klima-
neutralität soll so schon fünf Jahre früher erreicht werden. 

Darstellung der Jahresemissionsmenge des Zukunftsentscheids und Ziele 
des Hamburger Klimaschutzgesetzes2

Die Lebensgrundlagen können nur geschützt werden, 
wenn alle gesellschaftlichen Akteur*innen an einem Strang 
ziehen. Damit die nächsten fünf Jahre kein klima- und um-
weltpolitischer Leichenschmaus werden, kann der Hambur-
ger Zukunftsentscheid ein erster Schritt sein, um den Druck 
auf die Politik zu erhöhen. Dieser Zukunftsentscheid bietet 
die Chance, die Hamburger Klimapolitik mit Gesetzeskraft 
zur ökologischen und sozialen Nachhaltigkeit zu verpflichten.

1 Faktencheck Artenvielfalt. Bestandsaufnahme und Perspektiven für 
den Erhalt der biologischen Vielfalt in Deutschland. www.feda.bio/de/
pressemitteilungen/faktencheck-artenvielfalt-veroeffentlicht/ 

2 Die Daten aus der Grafik sind zusammengestellt von Janine Burkhardt 
und stammen aus dem aktuellen Hamburger Klimaplan, S. 4.

http://www.feda.bio/de/pressemitteilungen/faktencheck-artenvielfalt-veroeffentlicht/
http://www.feda.bio/de/pressemitteilungen/faktencheck-artenvielfalt-veroeffentlicht/
https://www.hamburg.de/resource/blob/169140/4c902bd7090a09f16a600091cfc7a110/d-zweite-fortschreibung-hamburger-klimaplan-data.pdf) sowie den Angaben der Initiative Zukunftsentscheid (https://zukunftsentscheid-hamburg.de/inhalte/der-gesetzestext/
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Neu im BB-Team
Seit mittlerweile zwei Ausgaben setzt sich das für den »Bürger*innenbrief« wirkende Team neu zusammen. Wie schon 
einmal ausgeführt, statt Sabine Boeddinghaus ist Stephan Jersch als neuer Mitherausgeber an die Seite von Heike Sud-
mann getreten. Er übt in der Linksfraktion die Funktionen des stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden sowie des Parla-
mentarischen Geschäftsführers aus und ist zudem weiterhin Fachsprecher für Umwelt, Energie, Klima, Landwirtschaft 
und Tierschutz. Stephan Jersch hatte sich bereits in der letzten Ausgabe den Leser*innen vorgestellt. Heike Sudmann ist 
nunmehr Co-Fraktionsvorsitzende und Fachsprecherin für die Bereiche Wohnen, Miete und Verkehr.

Schon Ende letzten Jahres hat Hanno Plass das Team wegen eines neuen Jobs verlassen. Statt seiner sind nun Janine 
Burkhardt und Jens Schultz in die Reaktion eingetreten. Während er als persönlicher Referent für Stephan Jersch tätig ist, 
ist sie als Fraktionsangestellte fachlich in den Bereichen Umwelt-, Klima-, Energie- und Hafenpolitik unterwegs. Beide stel-
len sich den Leser*innen des BB persönlich vor. Obzwar mittlerweile in Rente gegangen, bleibt Michael Joho als fünftes 
Rad am Wagen weiterhin für den BB tätig.

Gestatten – Janine Burkhardt 
Moin! Ich bin 34 Jahre jung und seit fast zwei Jahren bei der 
Linksfraktion in der Hamburgischen Bürgerschaft als Refe-
rentin für Umwelt-, Klima-, Energie- und Nachhaltigkeitspo-
litik angestellt. Geboren bin ich in Hamburg, aufgewachsen 
bin ich allerdings hauptsächlich in einem kleinen Dorf nahe 
Pinneberg in Schleswig-Holstein. Mit Hamburg hatte ich nur 
was zu tun, wenn ich mal zum Feiern auf den Kiez überredet 
wurde oder meine Familie besuchte. Jetzt lerne ich Hamburg 
durch meine Arbeit bei der Linksfraktion auf neue Art und 
Weise zu lieben. 

Derzeit wohne ich in Lüneburg, wohin mich das Studium 
der Umwelt- und Nachhaltigkeitswissenschaften an der Leu-
phana Universität gelockt hat. Der Schwerpunkt meines Stu-
diums lag auf Klima, Ökologie und Ökotoxikologie. Zur Politik 
bin ich nach dem Bachelor-Abschluss gekommen - denn nach 
dem Abschluss war ich ein Jahr lang auf Arbeitssuche und 
habe Bekanntschaft mit dem menschenverachtenden System 
Jobcenter/Arbeitslosengeld gemacht. 

Meine Mitgliedschaft bei der LINKEN war ein schleichen-
der Prozess. Ursprünglich hatte ich nicht geplant, mich einer 
Partei anzuschließen. Während des Masterstudiums wurde 
ich zunächst im SDS (Sozialistisch-Demokratischer-Studieren-
denverband) aktiv und war auch Mitglied im Studierenden-
parlament. Nachdem jedoch alle um mich herum Mitglied in 
der LINKEN geworden waren, wollte ich es auf einen Versuch 
ankommen lassen. Und hier bin ich nun, seit Februar 2017 
Mitglied und habe bisher keinen Tag bereut – sogar das ver-
flixte siebte »Beziehungsjahr« liegt bereits hinter mir. 

Meine politische Aktivität begann nach meinem Eintritt 
sehr schnell mit der Arbeit im Kreisvorstand der LINKEN in 
Lüneburg. 2019 habe ich angefangen bei Victor Perli zu arbei-
ten, er saß für DIE LINKE von 2017 bis 2025 im Bundestag. 
Seine Arbeit im Parlament ist für mich beispielgebend und 
ich habe hier viel gelernt. 2021 wurde ich von meinen Ge-
noss*innen zur Kommunalwahl aufgestellt und über die Liste 
in den Kreistag gewählt, wo ich heute als Gruppen- und Frak-
tionsvorsitzende meine Freizeit auf den Kopf haue. Das ist 
vergleichbar mit den Bezirksversammlungen in Hamburg, je-

doch mit einem entscheidenden Unterschied, der selbst mich 
überrascht hat: Der Lüneburger Kreistag entscheidet – im Ge-
gensatz zu den Hamburger Bezirksversammlungen Hamburgs 
– über einen eigenen Haushalt. Und nun arbeite ich also seit 
August 2023 bei der Linksfraktion in der Hamburgischen 
Bürgerschaft mit unglaublich genialen Genoss*innen zusam-
men. Somit steht fest: Sowohl meine Arbeit als auch meine 
Freizeit sind durch Politik geprägt.

Mich treibt vor allem eines an: massive Ungerechtigkeit 
und auch das Wissen, dass wenn in Bezug auf Klimawandel 
und Artensterben nicht bald wesentliche Schritte unternom-
men werden, um diesen Herausforderungen und Bedrohun-
gen zu begegnen, wir unsere Lebensgrundlagen aufs Spiel 
setzen. Während der Klimawandel immerhin in der breiten 
Öffentlichkeit bekannt ist, ist das beim Thema Artensterben 
bisher nicht der Fall. Ein weiteres Hindernis: Politik und Ver-

Janine Burkhardt (www.linksfraktion-hamburg.de/wer-wir-sind/)

https://www.linksfraktion-hamburg.de/wer-wir-sind/
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waltung sind sehr langsame Mühlen. Gut daran zu erkennen, 
dass der Klimawandel schon seit mehreren Jahrzehnten be-
kannt ist, die Politik aber lange Zeit geschlafen hat und nun 
unter Zugzwang gerät. Das Pariser Klimaabkommen steht je-

denfalls auf der Kippe – mit katastrophalen Folgen. Das ist 
für mich jedoch kein Grund, den Kopf in den Sand zu stecken 
– denn Aufgeben ist keine Option und wir haben eine Welt 
zu gewinnen! 

Hallo zusammen!
Auch ich möchte mich einmal kurz vorstellen: Mein Name ist 
Jens Schultz. Seit dem Jahr 2015 bin ich wissenschaftlicher 
Mitarbeiter von Stephan Jersch, dem umweltpolitischen Spre-
cher unserer Bürgerschaftsfraktion.

Geboren bin ich in Hamburg – genauer gesagt südlich der 
Elbe in Harburg. Ich verbrachte meine Kindheit und Jugend in 
Süderelbe bzw. in Seevetal. In der Zeit von 1991 bis 2006 lebte 
ich in Bergedorf. Seit 2006 hat es mich in das Herzogtum Lau-
enburg verschlagen, wobei mein Fokus immer noch auf Ber-
gedorf und Hamburg gerichtet ist.

Ich habe eine Berufsausbildung zum Industriekaufmann 
in einem Hamburger Industriebetrieb absolviert und auch ei-
nige Jahre in diesem Bereich gearbeitet. Später habe ich das 
Studium der Sozialökonomie (Fachrichtung Soziologie) abge-
schlossen. Meine Schwerpunkte lagen dabei in der Industrie-
soziologie und Politischer Soziologie.

Nach dem Studium war ich als Sozialwissenschaftler frei-
beruflich tätig und habe verschiedene Projekte, u.a. in der Be-
rufs- und Ausbildungsforschung, betreut.

Vor nunmehr ziemlich genau 20 Jahren, im Juni 2005, bin 
ich der Wahlalternative für Arbeit & soziale Gerechtigkeit 
(WASG) beigetreten, die wie bekannt, mit der damaligen Par-

tei des demokratischen Sozialismus (PDS) zu DIE LINKE fu-
sionierte. In den Jahren 2007 bis 2022 gehörte ich dem Be-
zirksvorstand in Bergedorf an. Natürlich bin ich immer noch 
im Bezirksverband Bergedorf aktiv. Im Jahr 2008 konnte DIE 
LINKE das erste Mal in die Hamburger Bezirksversammlun-
gen einziehen. Seither bin ich auch als Fraktionsgeschäftsfüh-
rer der Fraktion in Bergedorf tätig.

Ich betreue weiterhin das Wahlkreisbüro von Stephan 
Jersch in Bergedorf und bin u.a. inhaltlich für die Themen 
Landwirtschaft und Tierschutz zuständig.

In der LINKEN habe ich inzwischen schon einiges erlebt – 
alle politischen Höhen und Tiefen. Antriebsfeder für mein En-
gagement ist nach wie vor das Eintreten für soziale Gerechtig-
keit und die damit verbundene notwendige Veränderung der 
Gesellschaft. Gerade in unserer heutigen Zeit ist das notwen-
dig. Der Rechtsruck in der Gesellschaft, die Frage nach Klima-
gerechtigkeit und Verteilungsgerechtigkeit sind da nur einige 
Stichpunkte. 

Da macht es Mut und Freude, wenn wir nun viele neue 
Leute in der Partei begrüßen dürfen, mit denen wir unsere 
Politik gemeinsam weiter entwickeln können! Darauf freue 
ich mich!

Wir trauern um unseren Mitstreiter 
Günter Westphal
Von Michael Joho und Heike Sudmann

Er war in den vergangenen 20 Jahren die Stimme des Münz-
viertels: Günter Westphal (geboren am 5. Dezember 1942). 
Ein Mensch, der die Stadtteilentwicklung mit der Kunst ver-
binden wollte – und hat. Etliche Rosen, das Werkhaus, das 
Quartiersarchiv und das Viertelzimmer sind ein Teil seines 
Vermächtnisses, das ihn vor Ort, aber auch weit darüber hi-
naus in Erinnerung bewahren wird. 

In bewegten Zeiten studierte er von 1966 bis 1972 an 
der Hfbk in Hamburg, ein aktiver »68er«, der damals ei-
nen bemerkenswerten Sechsminüter über eine künstleri-
sche Aktion vor dem Polizeihochhaus drehte. Getreu dem 
Grundsatz von Joseph Beuys. »Jeder Mensch ist ein Künst-
ler«, entwickelte er über die Jahrzehnte Projekte, die immer 
dicht, besser noch: im Austausch mit den Menschen reali-
siert wurden. Im Münzviertel fand er dafür über viele Jahre 
Möglichkeiten und Resonanz, wie sein Mitstreiter Max Mül-
ler in einem Nachruf hervorhob. »Ein großartiger Mensch 

ist tot«, schrieb Christiane Schneider auf »X«: »Er hinterlässt 
tiefe Spuren in Hamburg und vor allem im Stadtteil St. Ge-
org. Ich werde ihn nicht vergessen.« Dem schließen wir uns 
uneingeschränkt an. 

Günter hat uns über all die Jahre beispielhaft wie kein 
anderer deutlich gemacht, was es heißen kann, Kunst und 
Politik miteinander zu verbinden. Er hat gegenüber dem Be-
zirk Hamburg-Mitte immer wieder die Zähne gezeigt, im 
Kampf gegen eine unzureichende Unterstützung des sozial 
vielfach gebeutelten Quartiers, im Kampf um die Verteidi-
gung eines Viertels überhaupt, das zwischen St. Georg und 
Hammerbrook zerrieben werden sollte. Und er hat uns mit 
wichtigen Informationen und Einschätzungen versorgt. 
Sein Engagement in der Münzviertel-Initiative, im Bündnis 
Stadtherz und im Netzwerk Recht auf Stadt bleiben vorbild-
lich.

Am 16. Mai ist Günter nach langer Krankheit verstorben.

https://hfbk-hamburg.de/documents/1341/CineAmies_Programm-RZ-web.pdf
https://ev-stgeorg.de/wp-content/uploads/2025/06/LD_397_web_c.pdf
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Tipps und Termine
Auch wenn es schon einige Tage her ist, aber diese 
alarmierende Meldung der Forschungsinitiative zum Er-
halt der Artenvielfalt (FEdA) mit Sitz in der Senckenberg 
Gesellschaft für Naturforschung in Frankfurt wollen wir 
den BB-Leser*innen nicht vorenthalten: »Mehr als die 
Hälfte der natürlichen Lebensraumtypen in Deutschland 
weist einen ökologisch ungünstigen Zustand auf, täglich 
verschwinden weitere wertvolle Habitatflächen. Die Kon-
sequenz: Populationen von Arten schrumpfen, verarmen 
genetisch oder sterben aus – mit direktem Einfluss auf 
die Leistungsfähigkeit und Funktionsweise von Ökosys-
temen. Ein Drittel der Arten sind gefährdet, etwa drei 
Prozent sind bereits ausgestorben. Der »Faktencheck 
Artenvielfalt« zeigt erstmals umfassend, wie es um die 
Biodiversität in Deutschland tatsächlich steht, identi-
fiziert deren Trends und Treiber, gibt aber auch Emp-
fehlungen, dem Verlust entgegenzuwirken und arbeitet 
Forschungsbedarfe heraus.« Mehr dazu im Netz.

dem angespannten Wohnungsmarkt unterwegs – und 
deckt auf, mit welchen illegalen Tricks Mieterinnen und 
Mieter abgezockt werden. Wer macht Geschäfte mit der 
Wohnungsnot? Und wie können Mieterinnen und Mieter 
sich schützen?« Die halbstündige Sendung lässt sich 
noch einige Zeit auf der ARD-Mediathek abrufen.

Kaum glaublich, aber wahr: Linke überholen Grüne. 
Das ist jedenfalls das Ergebnis einer Umfrage des Mei-
nungsforschungsinstituts Insa im Auftrag der »Bild am 
Sonntag« von Ende Mai. Danach käme DIE LINKE, die 
bei der Bundestagswahl vor wenigen Wochen noch auf 
8,8 Prozent kam, aktuell auf 11 Prozent, während die 
GRÜNEN um einen Prozentpunkt auf 10 Prozent absa-
cken. Wenn das so weitergeht … Auch das Wähler*innen-
potenzial ist deutlich angestiegen, so das Ergebnis einer 
Ipsos-Erhebung im Auftrag der Partei DIE LINKE vom 25. 
April. Danach kann sich inzwischen jede/r Fünfte vor-
stellen, DIE LINKE zu wählen.

Im vergangenen Jahr kamen laut Innenbehörde in Ham-
burg 14 Fußgänger*innen und 10 Radfahrer*innen 

Anfang Juni hat die Hamburger Verbraucherzentrale 
(VZ) die neue Ausgabe ihres Klassikers Das Mieter-
Handbuch rund ums Wohnen herausgegeben. Der Rat-
geber gibt auf ansehnlichen 240 Seiten Antworten auf 
alle möglichen Fragen rund ums Mietrecht, es geht um 
Mieterhöhungen, Sanierung, Betriebs- und Nebenkosten-
abrechnungen, Kündigungen usw., halt um alles, was das 
Mieter*innenherz belastet. Kostet 18,00 Euro und kann 
in der VZ (Kirchenallee 22) erworben werden.

Ich hasse meinen Vermieter – Undercover auf dem 
Wohnungsmarkt, so ist eine Sendung des SWR vom 
27. Mai betitelt. »Altbau, geräumige Zimmer, Balkon mit 
Südlage – der Traum vieler Wohnungssuchender. Die 
Realität? Oft ernüchternd! VOLLBILD ist undercover auf 

Von der Homepage der VZ

https://www.feda.bio/de/pressemitteilungen/faktencheck-artenvielfalt-veroeffentlicht/
https://www.ardmediathek.de/video/vollbild-recherchen-die-mehr-zeigen/ich-hasse-meinen-vermieter-undercover-auf-dem-wohnungsmarkt/swr/Y3JpZDovL3N3ci5kZS9hZXgvbzIyNDMzMzg
https://www.mopo.de/news/politik-wirtschaft/neue-umfrage-linke-ueberholen-gruene/
https://www.mopo.de/news/politik-wirtschaft/neue-umfrage-linke-ueberholen-gruene/
https://www.ipsos.com/de-de/meinungsumfragen/politische-meinungslage-deutschland#unabhaengige-eigenforschung
http://Homepage der VZ
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bei Verkehrsunfällen ums Leben. Nix also mit der 
»Vision Zero«, als null Verkehrstoten in der Stadt. »Der 
Senat muss endlich seine zögerliche Haltung bei Tem-
po-30-Zonen und -strecken aufgeben«, forderte Heike 
Sudmann in einer Presseerklärung der Linksfraktion am 
21. Mai.

Dass erheblich mehr für das Fahrradfahren in Hamburg 
getan werden müsste, eine Zielsetzung, die durch den 
neuen Koalitionsvertrag gerade ein Stück weit infrage 
gestellt sein könnte, ist das eine. Dass aber auch Fuß-
gänger*innen als die am meisten benachteiligte und zu-
gleich größte Mobilitätsgruppe mehr Beachtung erfahren 
müssen, das zeigt sich beispielsweise an der Schwa-
nenwikbrücke, die Uhlenhorst mit St. Georg verbindet. 
Die Autospur und die beiden dick hervorgehobenen Rad-
streifen machen 80 Prozent aus, den gerade hier täglich 
zu Tausenden spazierenden Fußgänger*innen bleibt 
mal gerade ein Fünftel der Fläche. So gehts auch nicht. 
Andererseits. Naja, gerade hat der Verein Fuss e.V. den 
Hamburger Koalitionsvertrag dahingehend kritisiert, 
dass Radfahrende wieder vermehrt auf den Gehweg aus-
weichen können. Fuss e.V. in seinem Newsletter Ende 
April: »Wir brauchen geschützte Radwege auf der Fahr-
bahn und Gehwege nur zum Gehen. Wir brauchen mehr 
Umweltverbund statt Bewahrung der Privilegien für den 
motorisierten Individualverkehr.«

Übers Ziel hinausgeschossen … (Foto: M. Joho)

In der April-Nummer des BB hatten wir schon einmal den 
Fokus auf die Planungen der von CDU und SPD getrage-
nen Bundesregierung gerichtet, die tägliche Höchstar-
beitszeit von acht Stunden deutlich zu erhöhen. Dafür 
muss das Arbeitszeitgesetz verändert werden, das 
nicht etwa nur den Acht-Stunden-, sondern de facto den 
Zehn-Stunden-Arbeitstag infragestellen würde, wie Taro 
Tatura (Fachbereichsvorsitzender bei ver.di-Hamburg) in 
einem lesenswerten Beitrag darstellt. »Jede und jeder 
Abgeordnete, die oder der für diese Gesetzesänderung 

stimmt, ist unser Gegner.« Na, dann wissen wir ja, wem 
wir die entsprechende Frage stellen sollten…

Kämpferisches Allgemeingut schon vor 120 Jahren: Ansichtskarte, 
gelaufen 1904

Die international verbreitete und anerkannte Jerusale-
mer Erklärung zum Antisemitismus war in den ver-
gangenen Wochen Gegenstand so mancher Veröffent-
lichung, von der einen Seite als kritischer, realistischer 
Beitrag zur Klärung eines umstrittenen Begriffs begrüßt, 
von den anderen fast schon wieder als antisemitisch 
herabgewürdigt. DIE LINKE hat sich auf ihrem letzten 
Bundesparteitag am 10. Mai mehrheitlich dieser Erklä-
rung angeschlossen. Hintergründe und Inhalte dieser 
Erklärung erläutert Peter Ullrich in einem Beitrag für die 
Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS).

Anfang Juni wurde die neue »Backbord«, das zweimal 
jährlich erscheinende Organ der Hamburger Links-

https://www.linksfraktion-hamburg.de/ride-of-silence-mahnt-zu-mehr-verkehrssicherheit-in-hamburg/
https://www.fuss-ev.de/blog/newsletter/newsletter-april-2025/#ort
ND. Online vom 3.6.2025, https://www.nd-aktuell.de/artikel/1191563.wochenarbeitszeit-massiver-angriff-auf-arbeitszeitgesetz-durch-union-und-spd.html
https://www.ansichtskartenversand.com/ak/90-Alte-Ansichtskarte/89-Arbeiterbewegung/14369089-AK-Maifest-Aufruf-zu-8-Stunden-Arbeit-8-Stunden-Musse-und-8-Stunden-Schlaf
https://www.die-linke.de/partei/parteidemokratie/parteitag/hallescher-parteitag-2024/hallescher-parteitag/beschluesse-und-resolutionen/detail/antisemitismus-repression-und-zensur-bekaempfen-jerusalemer-erklaerung-umsetzen-tragfaehiges-fundament-schaffen/
https://www.die-linke.de/partei/parteidemokratie/parteitag/hallescher-parteitag-2024/hallescher-parteitag/beschluesse-und-resolutionen/detail/antisemitismus-repression-und-zensur-bekaempfen-jerusalemer-erklaerung-umsetzen-tragfaehiges-fundament-schaffen/
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fraktion, fertiggestellt und in weiten Teilen Hamburgs 
verbreitet. Und das findet sich darin: »In der aktuellen 
Ausgabe der Backbord werfen wir einen Blick auf den 
anhaltenden Mietenwahnsinn. Wir stellen unsere konkre-
ten Forderungen vor, um Hamburgs Wohnraum wieder 
bezahlbar zu machen. Und zeigen, wie Mieter*innen 
selbst aktiv werden können, um gegen erhöhte Mieten 
vorzugehen. Außerdem stellen wir unsere neue Frak-
tion vor: 15 neue Abgeordnete. Davon sind neun neu in 
der Bürgerschaft und sechs waren bereits vor der Wahl 
dabei. Ein weiteres Thema der Backbord ist die Schul-
denbremse. Wir fordern, die Schuldenbremse wieder aus 
der Verfassung zu nehmen, denn nur ohne diese Inves-
titionsbremse können wir den Anforderungen an eine 
moderne Großstadt gerecht werden. Und: Angesichts 
der expandierenden Rechten braucht es eindeutigen 
Widerstand. Die Journalistin und Influencerin Daniela 
Sepehri stellt 10 praktische Tipps vor, wie wir gemein-
sam rechte Ideologien stoppen.« Wer die Ausgabe nicht 
erhalten, aber Interesse hat, schaut hier.

Über eine beispielgebende Aktion berichtete kürzlich 
die Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS). Es geht dabei um 
den spanischen Wohnungsmarkt, der in den Groß-
städten und an der Küste offenbar noch katastrophaler 
ist, als dass wir das aus der Bundesrepublik kennen. 
Doch während die hiesigen Mieter*innenproteste in den 
vergangenen Jahren eher vor sich hindümpeln, steppt 
auf der iberischen Halbinsel der Bär. Mietstreik gegen 
das Geschäft mit dem Wohnen, lautet der Titel eines 
höchst interessanten Artikels von Pablo Peréz Ruis auf 
der Homepage der RLS. Guckst du am besten ins Netz.
Die Mieter*innen-Gewerkschaft stellt das Leben in all 
seinen Facetten in den Mittelpunkt des politischen 
Handelns, sie will die Strukturen der Unterdrückung von 
Grund auf verändern. (@nomasprecariedad / Facebook)

Von der Homepage der Linksfraktion

Zumindest auf zwei Veranstaltungen vor der Ferienzeit 
wollen wir an dieser Stelle noch hinweisen. Zum einen 
lädt der Verein Prellbock e.V. für Mittwoch den 25. 
Juni, ein zu einer Veranstaltung unter der Überschrift, 
Was ist dran an der Bürgerbeteiligung ab 1.7.2025 
bei der Umgestaltung des Bahnhofsgeländes?  Die 
Diskussion findet in der W3 (Nernstweg 32) statt und 
beginnt um 18.30 Uhr. 

Zum anderen geht es dem noch recht jungen Bündnis 
Hansaplatz in einer Kooperationsveranstaltung mit der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS) und der Gemeinwesen-
arbeit St. Pauli (GWA) am Dienstag, den 8. Juli, um den 
angeblich so gefährlichen Ort Hansaplatz, genauer um 
die KI-Überwachung als Fortführung repressiver Stadtpo-
litik (und demnächst auch anderswo?). Gestartet wird um 
19.30 Uhr in der GWA St. Pauli (Hein-Köllisch-Platz 12).

Von der Prellbock-Homepage Von der RLS-Homepage

https://www.linksfraktion-hamburg.de/fraktionszeitung-backbord-sommerausgabe-ist-da/
https://www.rosalux.de/news?tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Bnews%5D=53462&tx_news_pi1%5Bnews_uid%5D=0&cHash=37f8b1eb2956f42ed0e5fc3cd17ed539
mailto:@nomasprecariedad / Facebook
https://www.linksfraktion-hamburg.de/wp-content/uploads/2025/05/Backbord_2025_Fruehjahr_Sommer_web_Einzelseiten.pdf
https://prellbock-altona.de/wp-content/uploads/2025/06/PM_20_25_Ablenkung.pdf 
http://RLS-Homepage


Heike Sudmann (Tel. 040 / 428 312 250 | heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de) | Stephan Jersch ( 0177 753 77 24|  
stephan.jersch@linksfraktion-hamburg.de) | Mitglieder der Hamburgischen Bürgerschaft | Rathausmarkt 1 | 20095 Hamburg

Sudmann/Jersch, Fraktion DIE LINKE. in der Hamburgischen Bürgerschaft | Bürger*innenbrief 24.6.2025	 Seite 15 

Verstärkung
Seit März 2008 erscheint der »Bürger*innenbrief« in mehr 
oder weniger regelmäßigen Abständen, begründet von Joach-
im Bischoff, seit April 2011 durchgehend von Heike Sudmann 
(mit)herausgegeben, seit Neuestem zusammen mit Stephan 
Jersch. In diesen 17 Jahren hat sich das »Gesicht« des BB ver-
ändert, vom knapp gehaltenen vierzehntägigen Newsletter 
zur monatlichen, mindestens zwanzigseitigen Netzzeitung, 
heutzutage mit Artikeln aus den Arbeitszusammenhängen 
der herausgebenden Abgeordnet*innen, zu aktuellen Ent-
wicklungen in unserer Stadt und in der Gesellschaft sowie 
zu Positionen der LINKEN insgesamt.

Ein Schwerpunkt war dabei immer auch, engagierte Men-
schen aus verschiedensten Initiativen, Vereinen und Verbän-
den zu Wort kommen zu lassen, um deren Ansichten, Vor-

schläge und Forderungen mit verbreiten zu helfen und damit 
den Dialog zwischen außerparlamentarischen Bewegungen 
und unserer Fraktion mit Leben zu erfüllen.

Wir freuen uns sehr, dass sich das in der Roten Flora an-
sässige FotoArchivKollektiv auf unsere Anfrage hin bereit er-
klärt hat, dass wir für den BB zukünftig Bilder dieses quasi 
auf allen linken Demonstrationen und Kundgebungen prä-
senten Kollektivs nutzen dürfen. Wir sagen dafür ein ganz 
großes Dankeschön an alle Aktiven dieser Gruppe, insbeson-
dere an Bernd und Herbert, die uns – sozusagen auftaktmäßig 
– die nachfolgenden Zeilen und gleich auch eine größere Bild-
auswahl zur Verfügung gestellt haben. Nebenbei, klasse, dass 
Ihr die Fotos auch zeitlich genau zuordnen könnt. Das will, so 
banal, wie es klingt, gepflegt und praktiziert sein!

1. Mai-Demo in Hamburg 1976 (alle Fotos vom FotoArchivKollektiv) Euro-Mayday-Demonstration am 1. Mai 2005

Das Foto-Archiv-Kollektiv
Seit 1993 sind das »Archiv der sozialen Bewegungen« und das 
»FotoArchivKollektiv« gemeinsam in der Roten Flora. Das 
Foto-Archiv-Kollektiv dokumentiert seit 1985 die verschie-
densten sozialen und politischen Aktionen wie Demonstra-
tionen, Hausbesetzungen, Knastkundgebungen und vieles 
mehr.

Unser Fotobestand liegt in verschiedenster Form vor. Die 
älteren Schwarz-Weiß- oder Farbbilder, soweit sie noch nicht 
digitalisiert sind, liegen als Kontaktabzüge bei uns im Archiv 
zur Ansicht vor. Ebenso ist das digitale Bildmaterial bei uns 
im Archiv einsehbar.

Wir stellen gern Bilder für Dokumentationen, Flugblätter, 
Ausstellungen oder andere Arbeiten zur Verfügung. Wir ar-
beiten nicht kommerziell, d.h. Bilder sind bei uns meist nicht 
von heute auf morgen abrufbar, insbesondere wenn es sich 
um ältere Bilder handelt. 

Wir archivieren nicht nur unser eigenes Fotomaterial, son-
dern arbeiten auch mit anderen Fotografierenden zusammen, 
die uns ihre Bilder zur Verfügung stellen, da wir nicht selbst 
an allen Aktionen, Demos, Camps, Besetzungen, Blockaden 
etc. anwesend sein können. Gern nehmen wir auch älteres 
Bildmaterial. 

Wir würden uns freuen, wenn sich Leute, die auf Demos 
usw. fotografieren, bei uns melden und uns ihre Fotos zuschi-
cken. Ebenso suchen wir auch Interessierte, die sich vorstel-
len können, bei uns im FotoArchivKollektiv mitzuarbeiten. 

Unsere eigenen Aktivitäten mit den Bildern sind der 
Kalender vom »Archiv der sozialen Bewegungen«, diverse 
Ausstellungen z.B. zum Bauwagenplatz »30 Jahre Bambule« 
oder »30 Jahre Rote Flora«. Aktuelle Fotoreihen sind regelmä-
ßig auf unserer Website (https://asb.nadir.org) zu sehen.

Wer uns besuchen möchte, kann mit uns einen Termin 
ausmachen. Telefon 040 / 43 30 07, E-Mail fak@nadir.org.

mailto:fak@nadir.org
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21. Dezember 2013, Demo Rote Flora, Esso Häuser etc. bleiben 3. Mai 2003, Demo gegen Irak-Krieg

12. November 2006, Gorleben Protest gegen Atomtransport März 1988, Demo in Gorleben

10. Mai 2013, Elbblockade

31. August 2002, Schanzenfest 18. Juli 1990, Hausbesetzung Emilienstraße
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Zwischen Krieg und Frieden, 
Hysterie und Vernunft
Wie eingangs schon betont, legen wir in diesem BB einen 
deutlichen Akzent auf das Thema Krieg und Frieden. Wir rü-
cken dabei weniger den Ukrainekrieg, den Gazakrieg und die 
sich auf Israels Umgebung und den Iran bedrohlich auswei-
tenden militärischen Konflikte in den Fokus, als den Umgang 
mit Kriegsgerassel und – aus unserer Sicht – fragwürdigen 
wenn nicht kontraproduktiven Konsequenzen aus der gegen-
wärtigen Lage in Deutschland und in Hamburg. Wir konzen-
trieren uns dabei beispielhaft auf die Kontroverse um den 
sogenannten, nunmehr alljährlich begangenen, »Veteranen-

tag« und – mit einem persönlich gehaltenen Statement – die 
entbrannte Wehrpflichtdebatte. Und wir nehmen ein Doku-
ment auf, das jüngst veröffentlichte, friedenspolitisch moti-
vierte »Manifest« linker Sozialdemokrat*innen auf, das in den 
Medien großenteils und sowieso von rechtssozialdemokrati-
schen, in Regierungspositionen wirkenden PolitikerInnen der 
SPD und der GRÜNEN wie auch von Vertreter*innen der CDU 
verunglimpft wurde. Wir liefern den Originalbeitrag und die 
durchaus beeindruckende Liste seiner Erstunterzeichner*in-
nen.

Zum ersten »Veteranentag« 2025
Nein zu Militarismus und Aufrüstung!
Pressemitteilung der Linksfraktion vom 18. Juni1

Mit einem Beförderungsgelöbnis der Bundeswehr2 hat der 
Senat am vergangenen Sonntag (den 15. Juni 2025) auf 
dem Hamburger Rathausmarkt den Veteranentag gefei-
ert. DIE LINKE hatte zusammen mit anderen Organisatio-
nen eine Gegenkundgebung durchgeführt und das Thema 
jetzt unter dem Titel »Bundeswehrgelöbnis am Veteranen-
tag: Abrüstung und Frieden statt Aufrüstung und Militaris-
mus!« in der Bürgerschaft zur Aktuellen Stunde angemeldet. 

David Stoop, friedenspolitischer Sprecher der Linksfrak-
tion: »Das Gelöbnis am Veteranentag war das erste öffentliche 
Militärzeremoniell dieser Art seit 2003, als CDU und Schill-
Partei Bundeswehrsoldaten in Paradeuniform und mit Fackeln 
auf dem Rathausmarkt zum Appell auflaufen ließen. Seitdem 
hat vor allem die AfD gefordert, dass militärische Ehrungen 
in die Öffentlichkeit wieder zur Normalität in Hamburg gehö-
ren sollten. Es könnte SPD und GRÜNEN zu denken geben, wel-
che Wirkung militärische Zeremonien in der Öffentlichkeit 

1 Wer die von David Stoop am 18. Juni in der Hamburgischen Bürger-
schaft zum Veteranentag gehaltene Rede anhören möchte, schaut hier.

2 Genau genommen handelte es sich um einen feierlichen Beförderungs-
appell, bei dem rund 400 Soldaten zu Leutnants ernannt wurden.

eigentlich entfalten. Tut es jedoch leider nicht. Der Vetera-
nentag wird von ihnen als unschuldiges Anerkennen be-
ruflicher Leistungen von Soldat*innen präsentiert. Das öf-
fentliche Abfeiern der Veteranen ordnet sich jedoch in eine 
weitergehende Strategie ein, die auf eine ›geistige Zeiten-
wende‹ abzielt. Es geht Politiker*innen wie Verteidigungs-
minister Boris Pistorius, der am Sonntag in Hamburg auf-
getreten ist, darum, die Zivilgesellschaft ›kriegstüchtig‹ zu 
machen. Anstatt Diplomatie und Abrüstung in den Fokus 
zu rücken, legitimieren sie einen maßlosen Aufrüstungs-
kurs und damit den Eintritt in eine globale Rüstungsspirale. 
Dieser Logik der Aufrüstung und der Militarisierung der Ge-
sellschaft widersprechen wir scharf. Eine neue Rüstungsspi-
rale verschärft die Gefahr globaler Kriege mit allen katastro-
phalen Folgen, die damit einhergehen! Den Frieden werden 
Sie so nicht sichern. Die soziale Spaltung jedoch verschärfen. 
Rechnen Sie damit, dass wir uns lautstark gegen diesen Kurs 
wenden werden!

So sah es am 15. Juni auf dem Rathausmarkt aus (Fotos: FotoArchivKollektiv)

Nur ein kleines Häuflein auf der Gegendkundgebung der Linksfraktion

https://www.linksfraktion-hamburg.de/veteranentag-nein-zu-militarismus-und-aufruestung/
https://www.linksfraktion-hamburg.de/david-stoop-zum-veteranentag-gegen-aufruestung-gegen-die-weitere-militarisierung-der-oeffentlichkeit/
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Seit meinen Jugendjahren setze ich mich mit dem Thema be-
waffnete Kräfte auseinander, sei es hinsichtlich der Anerken-
nung des legitimen Befreiungskampfes in Kuba, Südafrika 
und anderswo, sei es hinsichtlich der Rolle der Armee in ei-
nem Staat wie der Bundesrepublik. Das hat auch damit zu 
tun, dass ich einer Generation entstamme, in der der männ-
liche Teil des Himmels mit einer Erfassung, einer Muste-
rung und letztlich auch einer Einberufung zur Bundeswehr 
rechnen musste, sich also notgedrungen damit beschäftigen 
musste. Die Einberufung zum Grundwehrdienst ist seit dem 
1. Juli 2011 allerdings ausgesetzt, die Wehrpflicht vorerst 
noch auf den Spannungs- oder Verteidigungsfall beschränkt. 
Für Frauen gibt es eine solche Wehrpflicht bis heute nicht, 
auch wenn sie seit 2011 freiwillig Wehrdienst leisten können, 
bei denen ihnen prinzipiell alle militärischen Laufbahnen of-
fenstehen. Vor diesem Hintergrund hatte ich mich vor Lan-
gem dafür entschieden, meinen Grundwehrdienst abzuleis-
ten, zumal ich mich nie als kompletten Pazifisten verstanden 
habe. Vielmehr war mir die Überzeugung wichtig, dass nicht 
alle gleich denken unterm Helm, dass es auch unter schwieri-
gen Bedingungen möglich sein muss, für Menschlichkeit, Soli-
darität und gerechte Verhältnisse einzutreten. Für mich resul-
tierte daraus ein bis heute anhaltendes Interesse am Konzept 
des »Staatsbürgers in Uniform« in der Bundeswehr, aber auch 
ein jahrelanger Kontakt zu den »Kritischen Polizisten und Po-
lizistinnen« in Hamburg. Gerade jüngst gingen mir wieder 
entsprechende Gedanken durch den Kopf, als US-Präsident 
Trump mal eben einige tausend Elitesoldaten nach Los An-
geles schickte, um Demonstrationen und Proteste gegen eine 
diktatorische Regierungspolitik einzuschüchtern. Ich habe 
mich gefragt, ob die Soldaten dieser Einheiten allesamt – je-
de/r für sich – so gedrillt sind, dass sie auf Befehl ihre Mit-
bürger*innen auch niedermachen würden. Übrigens lassen 
auch die sogenannten, bis heute umstrittenen Notstandsge-
setze von 1968 einen entsprechenden Einsatz von Bundes-
wehrtruppen im Innern zu.

Ich bin Jahrgang 1958 und damit in einer Zeit groß gewor-
den, die stark durch den »Kalten Krieg« geprägt war. Früh, 
sehr früh wurde ich politisiert durch die heute für Nachgebo-
rene kaum noch vorstellbare Aufbruchstimmung im Gefolge 
der 68er-Bewegung und ihre Auswirkungen auf die Bremer 
Schullandschaft, durch die Demonstrationen gegen die Be-
rufsverbote ab 1972 und den von den USA flankierten Putsch 
in Chile 1973. Bis heute habe ich vor Augen, dass in der Nacht 
vor dem 11. September 1973, dem Tag des blutigen Militär-
einsatzes unter Befehl General Pinochets, die wenigen demo-
kratischen Offiziere und linke Soldaten in der chilenischen 
Armee festgesetzt, wenn nicht ermordet worden sind, um je-
den potenziellen Widerstand schon im Keim zu ersticken. Bis 

heute stimmt mich dieser 11. September alljährlich traurig, 
steht er doch für die Ausschaltung eines nach 1945 erstmals 
frei und demokratisch gewählten marxistischen Präsidenten 
und die Zerschlagung eines großen Vorhabens zur sozialisti-
schen Umgestaltung einer Gesellschaft.

Und so habe als Kind der Chile-Generation damals die Ent-
scheidung getroffen, nicht den Kriegsdienst zu verweigern, 
sondern den Grundwehrdienst zu absolvieren. Es sollte aus 
meiner Sicht möglichst viele geben, die innerhalb der Armee 
als »Staatsbürger in Uniform« in Erscheinung treten und rech-
ten Entwicklungen entgegentreten. Ich fühlte mich da Franz 
Josef Degenhardts »Rat an einen jungen Sozialisten« verpflich-
tet: »Aber wenn du mich fragst, Junge, soll ich gehen in die 
Armee? Kann ich dir nur raten, Junge, wenn du stark genug 
bist, geh!« Das klingt jetzt doller als es war. Für den Fall, dass 
ich nicht zurechtkommen oder gar kaputtgehen würde, hatte 
ich mir immer noch den Weg der Verweigerung offen gelas-
sen. Doch es kam noch anders als gedacht. Meine Einberu-
fung nach Schwanewede unmittelbar nach dem Abitur hatte 
ich im Frühjahr 1977 bereits in der Tasche, bis sie wenige 
Wochen vor dem Einrücktermin völlig überraschend zurück-
gezogen wurde. Wie ein taffer Journalist von Radio Bremen 
für eine abendfüllende Enthüllungsstory aufdeckte, gehörte 
ich zu einer Handvoll Mitglieder des Sozialistischen Schü-
lerbundes (SSB), bei denen wegen ihrer bundeswehrkriti-
schen Haltung von einer Einberufung abgesehen wurde. Es 
gibt da im Wehrpflichtgesetz den Paragrafen 12 Abs. 5, nach 
dem ein Wehrpflichtiger vom Wehrdienst zurückgestellt wer-
den kann, »wenn seine Einberufung die militärische Ord-
nung oder das Ansehen der Bundeswehr ernstlich gefährden 
würde.« Wow, Wasser auf meine Mühlen und meine damalige 
politische Einstellung, Kritiker sollten draußen bleiben. Offizi-
ell habe ich gegen mein ausgehebeltes demokratisches Recht 
auf Wehrdienst protestiert, insgeheim war ich vor allem auch 
froh, dass dieser Kelch an mir vorübergegangen war. Aber 
denkste, Jahre später sollte ich dann doch noch, und zwar 
aus der Schlussphase meines Studiums heraus einberufen 

Wider die Militarisierungs- und Aufrüstungsspirale

Oder: Warum ich verweigere … wenn ich könnte
Von Michael Joho

Bundeswehr-Werbeplakat nach der regierungsoffiziell verkündeten »Zeiten-
wende«

https://www.tagesspiegel.de/gesellschaft/panorama/bedenkliche-werbeplakate-der-bundeswehr-wenn-krieg-nach-videospielen-oder-7-vs-wild-aussieht-12577592.html
https://www.tagesspiegel.de/gesellschaft/panorama/bedenkliche-werbeplakate-der-bundeswehr-wenn-krieg-nach-videospielen-oder-7-vs-wild-aussieht-12577592.html
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werden, konnte das nur mit Mühe bis zum Ende des Examens 
hinauszögern. Meine Überzeugung hinsichtlich des Dabei-
seins, des Wirkens in der Bundeswehr hatte ich nicht verän-
dert, nur etwas mehr Bedenken, ob ich das als 26/27-Jähriger 
alles wuppe. Aber es klappte, nervend und widersprüchlich, 
trotz etlicher Einschüchterungsversuche, Strafversetzung und 
MAD-Verhör, aber auch dank intensiver Vertrauensmannar-
beit und dem mich fast aus den Stiefeln hauenden Angebot, 
eine Reserveoffiziersausbildung zu durchlaufen, was nun so 
gar nicht mein Ziel war. Und so war ich als friedensbewegter 
Linker von März 1985 bis Juni 1986 »beim Bund« gewesen, 
15 Monate meines Lebens, die mit einem Sack Erfahrungen 
und Konflikten einhergingen – ein Dutzend Tagebücher zeu-
gen davon. Anschließend habe ich mich einige Jahre (gewerk-
schafts)politisch für die Interessen der Wehrdienstleistenden 
engagiert, um diese wichtige, aber gefühlt total doofe Zeit zu 
verarbeiten und halbwegs sinnvoll nachzubereiten.

Ich habe die Abschaffung der Wehrpflicht niemals bejaht, 
im Gegenteil, die Schaffung einer Berufsarmee mit Ewig- und 
Zeitsoldaten birgt immer die Gefahr einer Verselbständigung 
militärischer bis militaristischer Logik in der Armee, eine Ab-
schottung jenseits gesellschaftlich anders tickender Entwick-
lungen, jenseits des kritischen, friedensbewegten Diskur-
ses. Das ist in allen Armeen der Welt so und hat oft genug zu 
schrecklichen Aktionen der Militärs geführt.

Und obwohl ich dem Wehrpflichtprinzip bis heute etwas 
abgewinnen kann, habe ich in den vergangenen Monaten 
verstärkt darüber nachgedacht, meinen potenziellen Kriegs-
diensteinsatz zu verweigern. Zu später Stunde. Aber warum 
nicht ein Zeichen setzen gegen das, was in unserem Land ge-
genwärtig passiert, was an aggressivem Gerassel, Rüstungs-
hype und Kriegswahn gerade die Runde macht? Mit un-
glaublichen Konsequenzen: hunderte Milliarden für neue 
Waffensysteme, fünf Prozent des Bruttoinlandprodukts für 
den Rüstungsetat – drei- bis viermal so viel wie bisher, waf-
fentechnikverherrlichende Propaganda der Bundeswehr, öf-
fentliche Gelöbnisse usw. Da will auch der HVV nicht zu-
rückstehen und verkündete gerade, seine Dieselbusse länger 
einzusetzen und mit »Frittenfett« anzutreiben, es könnte ja 
Krieg kommen und die gesamte Elektrik ausfallen …3 

Heute in die Bundeswehr »zu gehen«, als Berufs- oder Zeit-
soldat oder als einer der angedachten zehntausende neuen 
Wehrdienstleistenden, heißt, in eine andere Armee einzutre-
ten, in die Armee eines Landes, das heute über die stärkste 
konventionelle Armee Westeuropas verfügt und sich zuneh-
mend als dessen Flaggschiff zu etablieren versucht. Der der 
Gesellschaft und dem Frieden verpflichteten »Staatsbürger 
in Uniform«, so wie er ursprünglich angedacht war und so 
wie ich ihn auch ein Stück weit in den von Gorbatschow ge-
prägten Zeiten um 1985/86 in der Bundeswehr erlebt habe, 
steht heute unter einem ganz anderen Vorzeichen. Klar, wir 
haben damals auch noch »Rotland gegen Blauland« gespielt 

3 Siehe die t-online-Meldung vom 12.6.2025, in der als Motiv für das 
»Frittenfett« neben Klimaaspekten auch die »Versorgungssicherheit« und 
»Krisenfestigkeit« in Zeiten des Ukraine-Krieges und zunehmender Span-
nungen in Europa angegeben wird.

und Übungen abspulen lassen, aber so richtig glaubte daran 
kaum noch jemand. Bis dahin hatte es für die Bundeswehr 
seit den 1950er-Jahre, lediglich eine Reihe von humanitären 
Hilfseinsätzen gegeben. Kaum war die UdSSR faktisch nie-
dergerungen, begannen ab 1990 die ersten »friedenserhalten-
den« und »friedenssichernden« Maßnahmen der Bundeswehr, 
damals noch gegen das Votum von SPD (bis 1992) und GRÜ-
NEN (bis 1998). Heute ist die Bundeswehr in rund einem Dut-
zend Staaten auf drei Kontinenten im (Kriegs-)Einsatz.

Vom »Jugendportal« der Bundeswehr: 16 Postermotive zur Auswahl.

Es hat sich nach dem Anschluss der DDR an die BRD of-
fenbar etwas geändert in diesem Land, was in einigen Äu-
ßerungen zentraler Politiker exemplarisch zum Ausdruck 
kommt. Nehmen wir Ex-Verteidigungsminister Peter Struck 
(SPD) 2004: »Unsere Sicherheit wird nicht nur, aber auch am 
Hindukusch verteidigt«. Oder den ehemaligen Bundespräsi-
denten Horst Köhler (CDU), der 2010 sagte, »dass ein Land 
unserer Größe mit dieser Außenhandelsorientierung und da-
mit auch Außenhandelsabhängigkeit auch wissen muss, dass 
im Zweifel, im Notfall auch militärischer Einsatz notwendig 
ist, um unsere Interessen zu wahren, zum Beispiel freie Han-
delswege, zum Beispiel ganze regionale Instabilitäten zu ver-
hindern, die mit Sicherheit dann auch auf unsere Chancen 
zurückschlagen negativ durch Handel, Arbeitsplätze und Ein-
kommen.« Und last but not least Verteidigungs- oder vielleicht 
besser Kriegsminister Boris Pistorius (SPD) 2024: »Wir müs-
sen bis 2029 kriegstüchtig sein«. Solche Sätze hätte sich in 
den 1980er-Jahren kein vernünftiger Politiker getraut, heute 
überschlagen sich die Geschosse Anton Hofreiter (GRÜNE) 
und Marie-Agnes Strack-Zimmermann (FDP) förmlich.

Die Aufrüstungs- und Militarisierungshysterie wird vor 
allem mit dem wiedererwachten Großmachtstreben Russ-
lands unter Putin begründet. Anders als uns die meisten 

https://www.bundeswehrkarriere.de/entdecker/karriere-infos/jugendportal/bundeswehr-poster
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Medien und Politiker*innen der CDU, der SPD und ausge-
rechnet auch der GRÜNEN glauben machen wollen, sehe 
ich keinerlei Interessen oder Motive des heutigen Russland, 
nach Westeuropa vorzudringen. Mal ganz abgesehen von 
der zehnfachen militärischen Überlegenheit des Westens. 
Wer sich auch nur ein wenig mit der russischen und sowje-
tischen Geschichte beschäftigt hat, der weiß vom tief sitzen-
den, mehr als zwei Jahrhunderte alten Trauma, von Westen 
angegriffen zu werden. Vor allem der Überfall auf die Sow-
jetunion 1941, dem ca. 27 Millionen ihrer Bürger*innen zum 
Opfer fielen – die Hälfte, ja, die Hälfte aller Toten des II. Welt-
krieges – hat bis heute quasi in jeder Familie traurige Spu-
ren hinterlassen. Selbstverständlich ist der Einmarsch in die 
Ukraine ein durch nichts zu ent-
schuldigender Akt, auch wenn er 
mit dem absprachewidrigen Her-
anrücken der NATO an die russi-
sche Grenze seine Vorgeschichte 
hat. Aber er ist und bleibt ein 
verabscheuungswürdiger Über
fall auf einen Nachbarn aus dem 
früheren Sowjetimperium. Die-
ser Krieg hat aber nichts damit 
zu tun, dass Russland sein Ein-
flussgebiet bis nach Westeuropa 
ausweiten will. Das ist völliger 
Unsinn und erinnert an die fins-
tersten Zeiten der Russophobie 
und des Antisowjetismus in den 
1950/60er-Jahren.

Die Entscheidung, für einen 
etwaigen Krieg von bzw. auf 
deutscher Seite nicht mehr zur 
Verfügung zu stehen, habe ich kurz vor dem »Nationalen Vete-
ranentag« gefällt, der nunmehr jedes Jahr am 15. Juni began-
gen werden soll. Ich bin einer dieser »Veteranen«, der glückli-
cherweise um einen militärischen Einsatz herumgekommen 
ist. Das wünsche ich auch allen Bürger*innen dieses Landes, 
insbesondere den jungen Menschen, die nun mit einer mili-
tär- und bald womöglich auch kriegsbegeisterten, geradezu 
lüsternen Werbekampagne eingefangen werden sollen. Statt 
sich in einen neuen Kriegstaumel hineinzubegeben und hun-
derte Milliarden für immer neue und stärkere Waffensysteme 
zu verprassen, sollten wir uns den wirklich wichtigen Fragen 
dieses Planeten widmen. Und eine neue Ära der Verständi-
gung und der Verhandlungen einleiten, wie es jüngst im Ma-
nifest linker Sozialdemokrat*innen gefordert wird (siehe wei-
ter unten). Um mit Heribert Prantl zu sprechen, ich halte es 
heute für dringender denn je, statt sich in Kriegstüchtigkeit 
zu ergehen, unsere Friedensfähigkeit unter Beweis zu stel-
len. Insofern plädiere ich aktuell dafür, die Wehrpflicht nicht 
wieder einzuführen, sie wäre in der gegenwärtigen Lage ein 
aktiver, aggressiver Schritt in Richtung Kriegsvorbereitung. 
Anders als in meinen jüngeren Jahren würde ich unter den 
heute herrschenden Bedingungen Degenhardt widerspre-
chen und dazu aufrufen, den Kriegsdienst prophylaktisch 

zu verweigern. Das wäre ein wichtiger Beitrag zur Sicherung 
des Friedens, zur Verhinderung des Hineinschlidderns oder 
gar der aktiven Vorbereitung einer weiteren militärischen Es-
kalation auf gesamteuropäischem Boden. Damit könnten wir 
Friedensfähigkeit vom Besten praktizieren.

Aus meiner eigenen Kriegsdienstverweigerung zu später 
Stunde wird nun leider nichts, wie mir die DFG/VK auf mein 
Ansinnen erklärte. »Da bist Du 7 Jahre zu spät«, schreibt Ak-
tivist Detlef. »Ein KDV-Antrag würde nicht behandelt, weil es 
kein Rechtsschutzbedürfnis gibt. Die Wehrpflicht endet mit 
60. Alle, die älter sind, bekommen kein Verfahren.« Schade ei-
gentlich. Dennoch, ich könnte mich ja an Antirekrutierungs-
aktionen beteiligen, die DFG/VK hat da einiges in Planung. 

Auf einer der drei Kundgebungen gegen den Veteranentag am 15. Juni (FotoArchivKollektiv)

Auf jeden Fall erkläre ich zumindest schon mal dieses: Ich 
stehe für einen Krieg der Bundeswehr und der NATO nicht 
zur Verfügung. Und ich verbitte mir als »Gedienter« auch aus-
drücklich, als Veteran geehrt zu werden. Ich brauche und ich 
will das nicht. Wir sollten die Bundeswehr bestenfalls als nö-
tig, als nötiges Übel verstehen, aber alles dafür tun, Militär 
und Militärs nicht wieder in den Alltag, in die Mitte der Ge-
sellschaft zurückzuholen und gar noch zu glorifizieren. Das 
wäre eine völlige Verkehrung der Erfahrungen, eine nach-
trägliche Ignoranz und Missachtung gegenüber den zig Mil-
lionen Opfern aus zwei Weltkriegen. »Denn der Menschheit 
drohen Kriege, gegen welche die vergangenen wie armselige 
Versuche sind,« schrieb Bertolt Brecht in seinem legendären 
Gedicht »Das Gedächtnis der Menschheit« 1952, »und sie wer-
den kommen ohne jeden Zweifel, wenn denen, die sie in al-
ler Öffentlichkeit vorbereiten, nicht die Hände zerschlagen 
werden.« 4

4 »Das Gedächtnis der Menschheit«, aus: Bertolt Brecht, Werke. Große 
kommentierte Berliner und Frankfurter Ausgabe, Band 12: Gedichte 2. © 
Bertolt-Brecht-Erben/Suhrkamp Verlag 1988. https://zeitungderarbeit.at/
feuilleton/geschichte/bertolt-brecht-das-gedaechtnis-der-menschheit/ 

https://zeitungderarbeit.at/feuilleton/geschichte/bertolt-brecht-das-gedaechtnis-der-menschheit/ 
https://zeitungderarbeit.at/feuilleton/geschichte/bertolt-brecht-das-gedaechtnis-der-menschheit/ 
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80 Jahre nach Ende der Jahrhundertkatastrophe des Zwei-
ten Weltkriegs und der Befreiung vom Hitler-Faschismus ist 
der Frieden auch in Europa wieder bedroht. Wir erleben 
neue Formen von Gewalt und Verletzung der Humanität: 
Der russische Krieg gegen die Ukraine, aber auch die funda-
mentale Verletzung der Menschenrechte im Gaza-Streifen. 
Die soziale Spaltung der Welt wird tiefer, in den Gesellschaf-
ten und zwischen den Gesellschaften. Die vom Menschen 
gemachte Krise des Erd- und Klimasystems, die Zerstörung 
der Ernährungsgrundlagen und neue Formen von Kolonia-

lismus um Rohstoffe bedrohen den Frieden und die Sicher-
heit der Menschen. Nicht zuletzt versuchen Nationalisten 
Unsicherheiten, Konflikte und Kriege für ihre schäbigen In-
teressen zu nutzen.

Von einer Rückkehr zu einer stabilen Friedens- und Si-
cherheitsordnung in Europa sind wir weit entfernt. Im 
Gegenteil: In Deutschland und in den meisten europäi-
schen Staaten haben sich Kräfte durchgesetzt, die die Zu-
kunft vor allem in einer militärischen Konfrontationsstra-
tegie und hunderten von Milliarden Euro für Aufrüstung 

Die Länder mit den weltweit höchsten Rüstungsausgaben, in Mrd. US-Dollar

Statista-Grafik vom 29. April 2025 auf der Basis von aktuellen SIPRI-Daten

Nachfolgend dokumentieren wir das Manifest, das von Rolf Mützenich, Ralf Stegner, Norbert Walter-Borjans u.a. 
Anfang Juni initiiert wurde. Viele kennen nur den Verriss in den Medien, wir liefern hier das komplette Original.

Manifest:
Friedenssicherung in Europa durch Verteidigungs-
fähigkeit, Rüstungskontrolle und Verständigung

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/157935/umfrage/laender-mit-den-hoechsten-militaerausgaben/
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/spd-manifest-frieden-100.pdf
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suchen. Frieden und Sicherheit sei nicht mehr mit Russ-
land zu erreichen, sondern müsse gegen Russland erzwun-
gen werden. Der Zwang zu immer mehr Rüstung und zur 
Vorbereitung auf einen angeblich drohenden Krieg wird 
beschworen, statt notwendige Verteidigungsfähigkeit mit 
einer Rüstungskontroll- und Abrüstungspolitik zu ver-
knüpfen, um gemeinsame Sicherheit und gegenseitige Frie-
densfähigkeit zu erreichen. Wir sind davon überzeugt, dass 
das Konzept der gemeinsamen Sicherheit der einzige ver-
antwortungsbewusste Weg ist, über alle ideologischen Un-
terschiede und Interessen-Gegensätze hinweg Krieg durch 
Konfrontation und Hochrüstung zu verhindern. Das Kon-
zept der gemeinsamen Sicherheit lag auch dem zwischen 
US-Präsident Ronald Reagan und dem Generalsekretär der 
KPdSU Michail Gorbatschow 1987 vertraglich vereinbarten 
Verbot aller atomarer Mittelstreckenwaffen zugrunde, das 
wesentlich zum Ende des Kalten Kriegs in Europa und zur 
deutschen Einheit beigetragen hat.

Seit den 1960er Jahren wurde die Welt mehr als einmal 
an den nuklearen Abgrund geführt. Der »Kalte Krieg« war 
geprägt von gegenseitigem Misstrauen und militärischer 
Konfrontation der Führungsmächte in Ost und West. Der 
Präsident der USA John F. Kennedy, Willy Brandt und an-
dere führende Politiker der damaligen Zeit haben die richti-
gen Konsequenzen aus der in der Kuba-Krise offensichtlich 
gewordenen gefährlichen Perspektivlosigkeit dieser Rüs-
tungsspirale gezogen. An die Stelle von Konfrontation und 
Hochrüstung traten Gespräche und Verhandlungen über Si-
cherheit durch Kooperation, Vertrauensbildung, Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung.

Die Unterzeichnung der KSZE-Schlussakte von Helsinki 
1975 war ein Höhepunkt dieses Zusammendenkens von 
Verteidigungs- und Abrüstungspolitik, das in Europa jahr-
zehntelang Frieden gesichert hat und schließlich auch die 
deutsche Einheit ermöglichte. In Helsinki wurden zentrale 
Prinzipien der europäischen Sicherheit durch einen fried-
licheren Umgang der Staaten miteinander vereinbart: Die 
Gleichheit der Staaten unabhängig von ihrer Größe, die 
Wahrung der territorialen Integrität der Staaten, der Ver-
zicht auf gegenseitige Gewaltandrohungen, die Achtung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, der Verzicht auf 
die Einmischung in die inneren Angelegenheiten der Staa-
ten wie auch die Vereinbarung umfassender Zusammen
arbeit.

Heute leben wir leider in einer anderen Welt. Die auf den 
Prinzipien der KSZE-Schlussakte basierende europäische Si-
cherheitsordnung wurde schon in den letzten Jahrzehnten 
vor dem völkerrechtswidrigen Angriff Russlands auf die 
Ukraine immer mehr untergraben – auch durch den »Wes-
ten« - so etwa durch den Angriff der Nato auf Serbien 1999, 
durch den Krieg im Irak mit einer »Koalition der Willigen« 
2003 oder durch Nichteinhaltung der 1995 bekräftigten nu-
klearen Abrüstungsverpflichtungen des Atomwaffensperr-
vertrags, durch Aufkündigung oder Missachtung wichtiger 
Rüstungskontrollvereinbarungen zumeist durch die USA 

oder auch durch eine völlig unzureichende Umsetzung der 
Minsker Abkommen nach 2014.

Diese historische Entwicklung zeigt: Nicht einseitige 
Schuldzuweisungen, sondern eine differenzierte Analyse al-
ler Beiträge zur Abkehr von den Prinzipien von Helsinki ist 
notwendig. Gerade deshalb dürfen wir jetzt nicht die Leh-
ren aus der Geschichte vergessen. Eine Rückkehr zu einer 
Politik der reinen Abschreckung ohne Rüstungskontrolle 
und der Hochrüstung würde Europa nicht sicherer machen. 
Stattdessen müssen wir wieder an einer Friedenspolitik mit 
dem Ziel gemeinsamer Sicherheit arbeiten. Vielen scheint 
gemeinsame Sicherheit heute illusorisch. Das ist ein gefähr-
licher Trugschluss, weil es zu einer solchen Politik keine 
verantwortungsbewusste Alternative gibt.

Dieser Weg wird nicht einfach sein. Vor echten vertrau-
ensbildenden Maßnahmen braucht es deshalb zunächst 
kleine Schritte: die Begrenzung weiterer Eskalation, den 
Schutz humanitärer Mindeststandards, erste technische Ko-
operationen etwa im Katastrophenschutz oder der Cyber-
sicherheit sowie die behutsame Wiederaufnahme diploma-
tischer Kontakte. Erst wenn solche Grundlagen geschaffen 
sind, kann Vertrauen wachsen – und damit der Weg frei 
werden für eine neue europäische Sicherheitsarchitektur. 
Auch der öffentliche sicherheitspolitische Diskurs muss 
dazu beitragen.

Zudem ist Europa heute mehr denn je gefordert, eigen-
ständig Verantwortung zu übernehmen. Unter Präsident 
Trump verfolgen die USA erneut eine Politik, die auf Kon-
frontation besonders gegenüber China setzt. Damit wächst 
die Gefahr einer weiteren Militarisierung der internatio-
nalen Beziehungen. Europa muss dem eine eigenständige, 
friedensorientierte Sicherheitspolitik entgegensetzen und 
aktiv an einer Rückkehr zu einer kooperativen Sicherheits-
ordnung mitwirken – orientiert an den Prinzipien der KSZE-
Schlussakte von 1975.

Dabei ist klar: Eine verteidigungsfähige Bundeswehr und 
eine Stärkung der sicherheitspolitischen Handlungsfähig-
keit Europas sind notwendig. Diese Verteidigungsfähigkeit 
muss aber in eine Strategie der Deeskalation und schritt-
weisen Vertrauensbildung eingebettet sein, – nicht in einen 
neuen Rüstungswettlauf.

Tatsächlich sind allein die europäischen Mitgliedsstaa-
ten der NATO, selbst ohne die US-Streitkräfte, Russland 
konventionell militärisch deutlich überlegen. Militärische 
Alarmrhetorik und riesige Aufrüstungsprogramme schaf-
fen nicht mehr Sicherheit für Deutschland und Europa, son-
dern führen zur Destabilisierung und zur Verstärkung der 
wechselseitigen Bedrohungswahrnehmung zwischen NATO 
und Russland.

Zentrale Elemente einer neuen, zukunftsfähigen Frie-
dens- und Sicherheitspolitik sind daher:
▪	 Möglichst schnelle Beendigung des Tötens und Ster-

bens in der Ukraine. Dazu brauchen wir eine Intensi-
vierung der diplomatischen Anstrengungen aller eu-
ropäischen Staaten. Die Unterstützung der Ukraine in 
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ihren völkerrechtlichen Ansprüchen muss verknüpft 
werden mit den berechtigten Interessen aller in Europa 
an Sicherheit und Stabilität. Auf dieser Grundlage muss 
der außerordentlich schwierige Versuch unternommen 
werden, nach dem Schweigen der Waffen wieder ins 
Gespräch mit Russland zu kommen, auch über eine von 
allen getragene und von allen respektierte Friedens- 
und Sicherheitsordnung für Europa.

▪	 Herstellung einer eigenständigen Verteidigungsfähig-
keit der europäischen Staaten unabhängig von den 
USA. Stopp eines Rüstungswettlaufs. Europäische Si-
cherheitspolitik darf sich nicht am Prinzip der Aufrüs-
tung und Kriegsvorbereitung, sondern muss sich an ei-
ner wirksamen Verteidigungsfähigkeit orientieren. Wir 
brauchen eine defensive Ausstattung der Streitkräfte, 
die schützt, ohne zusätzliche Sicherheitsrisiken zu 
schaffen.

▪	 Für eine auf Jahre festgelegte Erhöhung des Verteidi-
gungshaushalts auf 3,5 oder 5 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts gibt es keine sicherheitspolitische Be-
gründung. Wir halten es für irrational, eine am BIP 
orientierte Prozentzahl der Ausgaben für militärische 
Zwecke festzulegen. Statt immer mehr Geld für Rüs-
tung brauchen wir dringend mehr finanzielle Mittel für 
Investitionen in Armutsbekämpfung, für Klimaschutz 
und gegen die Zerstörung der natürlichen Lebensgrund-
lagen, von denen in allen Ländern Menschen mit gerin-
gen Einkommen überdurchschnittlich betroffen sind.

▪	 Keine Stationierung neuer amerikanischer Mittel
streckenraketen in Deutschland. Die Stationierung von 
weitreichenden, hyperschnellen US-Raketen-Systemen 
in Deutschland würde unser Land zum Angriffsziel der 
ersten Stunde machen.

▪	 Bei der Überprüfungskonferenz im Jahr 2026 zum 
Atomwaffensperrvertrag gilt es, die Verpflichtung zur 
nuklearen Abrüstung nach Art. 6 zu erneuern und mit 
verbindlichen Fortschrittsberichten sowie völkerrecht-
lichen »No First Use«-Erklärungen zu stärken.

▪	 Gleichzeitig gilt es auf die Erneuerung des 2026 aus-
laufenden New Start-Vertrags zur Verringerung stra-
tegischer Waffen und auf neue Verhandlungen über 
Rüstungsbegrenzung, Rüstungskontrolle, vertrauensbil-
dende Maßnahmen sowie Diplomatie und Abrüstung in 
Europa zu drängen.

▪	 Schrittweise Rückkehr zur Entspannung der Beziehun-
gen und einer Zusammenarbeit mit Russland sowie die 
Berücksichtigung der Bedürfnisse des Globalen Südens 
insbesondere auch zur Bekämpfung der gemeinsamen 
Bedrohung durch die Klimaveränderungen.

▪	 Keine Beteiligung Deutschlands und der EU an einer 
militärischen Eskalation in Süd-Ost-Asien.

Erstunterzeichnerinnen und Erstunterzeichner
Dr. Ralf Stegner, MdB, Dr. Rolf Mützenich, MdB, Dr. Norbert Walter-Bor-
jans, SPD-Parteivorsitzender a.D., Dr. hc. Gernot Erler, Staatsminister a.D., 

Prof. Dr. Ernst Ulrich von Weizsäcker, Ehrenpräsident des Club of Rome, 
Dr. Nina Scheer, MdB, Maja Wallstein, MdB, Sanae Abdi, MdB, Lothar 
Binding, Bundesvorsitzender der AG SPD 60 plus, Hans Eichel, Bundes-
ratspräsident a.D., Bundesfinanzminister a.D., Dr. Carsten Sieling, Prä-
sident des Senats und Bürgermeister a.D. Bremen, Prof. Dr. Julian Nida-
Rümelin, Staatsminister a.D., Arno Gottschalk, MdBB, Mirjam Golm, 
MdA Berlin, Matthias Hey, MdL Thüringen, Dunja Wolff, MdA Berlin, Mi-
chael Müller, Bundesvorsitzender der Naturfreunde Deutschlands, Parla-
mentarischer Staatssekretär a.D., Erik von Malottki, Vorsitz Demokrati-
sche Linke 21, stellvertretender AfA-Bundesvorsitzender, Katja Weitzel, 
MdL Bayern, Dr. Matthias Kollatz, MdA Berlin, Finanzsenator a.D., Fried-
helm Hilgers, Bundesvorstand SPD AG 60 plus, Dr. Theodor Ziegler, 1. 
Vorsitzender SPD Baiersbronn, Peter Kox, stellvertretender Vorsitzender 
SPD-Ratsfraktion Bonn, Martin Schilling, ehem. Vorsitzender des SPD-
Unterbezirks Bonn, Heinz Oesterle, Landesvorsitzender AG SPD 60 plus 
Bayern, Prof. Dr. Renate Meyer-Braun, Mitglied des Landesvorstands der 
Bremer SPD a.D., René Röspel, MdB a.D., Adi Ostertag, MdB a.D., Robert 
Antretter, MdB a.D., Ehrenmitglied des Europarates und der WEU, Klaus 
Barthel, MdB a.D., Afa-Bundesvorsitzender a.D,, Sigrid Skarperlis-Sperk 
MdB a.D., Joachim Schuster, MdEP a.D., Prof. Dr. Dietmar Köster, MdEP 
a.D., Ulrike Neumann, MdA Berlin a.D., Karlheinz Nolte, MdA a.D. Berlin, 
Bärbel Dieckmann, Oberbürgermeisterin Bonn a.D., Anke Brunn, Wis-
senschaftsministerin NRW a. D., Gabriele Behler, Staatsministerin a.D., 
Prof. Jochen Dieckmann, Staatsminister a.D., Dr. Wolfgang Lieb, Staatsse-
kretär a.D., Dr. Hans Misselwitz, Parlamentarischer Staatssekretär a.D., 
Christoph Habermann, Staatssekretär a.D., Dr. Wilhelm Schäffer, Staats-
sekretär a.D., Prof. Dr. Dieter Schimanke, Staatssekretär a.D., Dr. Karl-
heinz Bentele, Staatssekretär a.D., Dr. Karl-Heinz Klär, Staatssekretär 
a.D., Prof. i. R. Dr. Peter Brandt, Entspannungspolitik Jetzt!, Knut Lamber-
tin, stellv. Demokratische Linke 21-Bundesvorsitzender, Dr. Uwe Pöhls, 
Blog der Republik, Herbert Sahlmann, Ministerialrat a.D., Cay Gabbe, 
Ministerialrat a.D., Dr. Wolfgang Biermann, ehemaliger Mitarbeiter von 
Egon Bahr, Prof. Dr. h.c. Cornelia Füllkrug-Weitzel, ehemalige Präsiden-
tin »Brot für die Welt«, Jürgen Zurheide, Journalist, Dr. Wolfgang Roters, 
Martin Schmuck, Journalist, Burkhard Zimmermann, Reiner Hammel-
rath, Verbandsdirektor a.D., Ingrid Hentzschel, Axel Fersen, Bernhard 
Pollmeyer, Ministerialdirigent a.D., Michael Pöllath, Vorstand Natur-
Freunde, Dr. med. Susanne Zickler, Dr. Petra Frerichs, Hartmut Palmer, 
Journalist, Beenhard Oldigs, Dr. Heinrich Lienker, Dagmar Wenzel, Bio-
login, Dr. Joke Frerichs, Jogi Vormbrock, Meinholde Sollmann, Prof. Dr. 
Clemens Knobloch, Margret Schmitz, Dr. Paul Hugo Suding, Willi Vogt, 
Gewerkschafter, Prof. Dr. Andreas Fisahn, Michael Buckup, Demokrati-
sche Linke 21-Sprecher Bremen/Niedersachsen, Holger Egger, Wilfried 
Gaum, Vorstand »Forum für Politik und Kultur Hannover«, Wolfgang Wie-
mer, Büroleiter des SPD-Vorsitzenden Kurt Beck, Dr. Ulrich Brandt, Rein-
hard Thon, Prof. Dr. Dieter Stammler, Barbara Petersen, Folkert Kiepe, 
Beigeordneter Deutscher Städtetag a.D., Hans-Joachim Wunderlich, Rai-
ner Papke, Thomas Albert, Ministerialdirigent a.D., Henning von Bors-
tell, Anna von Borstell, Roland Klapprodt, Vorstandssekretär des SPD 
Parteivorstandes a.D., Hartmut Veitengruber, Ehemaliger ver.di Bezirks-
geschäftsführer Niederbayern, Ursula Hagen, Dr. Eckehart Hagen, Ste-
fan Bone, Dirigent, Prof. Dr. Klaus Semlinger, Prof. Dr. Heinz Stapf-Finé, 
Prof. Dr. Gerhard Bosch, Helmut Krings, Eberhard Weber, Heinz Witte, 
Prof. Volker Riegger, Frank Schmiedchen, Dr. Karl Lauschke, Heiko Wes-
sel, Dieter Schormann, Florian Dohmen, Mitglied UB-Vorstand Duisburg, 
Claudia Osten-Bornheim, Hugo Waschkeit, Stadtrat Ronnenberg, Prof. Dr. 
Bernhard Nagel, Thomas Hönscheid, Prof. i.R. Dr. Dieter Segert, Dr. Wolf-
ram Geier, Dr. Günter Bonnet, MinDirig a.D., Dr. Gerd Pflaumer, Horst 
Meixner, Dr. Steffen Lehndorff, Prof. Dr. Christoph Butterwegge, Dr. 
Hans-Jochen Luhmann, Dr. Joachim Paul.
Über die SPD-Friedenskreise
Die SPD-Friedenskreise sind ein Beratungsgremium, das in regelmäßigen 
Abständen zusammenkommt, um über Fragen der SPD-Friedenspolitik zu 
beraten. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer kommen aus unterschied-
lichen Kreisen, Vereinen und Arbeitsgemeinschaften, wie beispielsweise 
dem Erhard-Eppler-Kreis, dem Willy-Brandt-Kreis, der Johannes-Rau-Ge-
sellschaft, SPD 60 plus, Mehr-Diplomatie-wagen, Demokratische Linke 21, 
Entspannungspolitik Jetzt!, Naturfreunde, AK Frieden Bremen und Köln.
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Seit April und noch bis Ende September 
ist am Mahnmal St. Nikolai die Fotoaus-
stellung »Zwischen Krieg und Hoffnung« 
als Open-Air-Ausstellung zu sehen. Die 
Agentur Focus und das Mahnmal St. Ni-
kolai laden ein zu einer intensiven Aus-
einandersetzung mit einem vielschich-
tigen Thema, das die Menschheit seit 
jeher begleitet: Krieg.

Jede Fotografie erzählt eine Ge-
schichte vom Erleben von Menschen in 
Extremsituationen, von Momenten der 
Erschütterung, des Wartens, der Hoff-
nung, des Wiederaufbaus und der Su-
che nach Frieden. Konflikte überlagern 
sich, Traumata überdauern Generatio-
nen, und für viele bleibt Krieg ein un-
aufhörlicher Zustand – in dem auch 
immer wieder mutige Formen des Wi-
derstands aufkeimen. Die Ausstellung 
versteht sich als facettenreiche Samm-
lung, die Einblicke in das Gefühlsleben 
von Menschen im Spannungsfeld von 
Zerstörung und Zuversicht gewährt.

Unabhängig von den verschiedenen 
Hintergründen der Kriege richtet sich 
der Blick auf den universellen Charak-
ter der Auswirkungen, den Krieg auf 
die Menschen hat. Gerade weil Krieg in 
den Medien allgegenwärtig ist, braucht 
es einen bewussten Blick auf Perspekti-
ven jenseits der gewohnten Bilder und 
Narrative, die ein umfänglicheres Ver-
ständnis von Krieg ermöglichen. Diese 
Ausstellung ist eine Einladung und ein 
Appell, sich den Bildern, Menschen, Ge-
schichten und Erfahrungen mit Empa-
thie zu nähern und Geschehenem zu ge-
denken.

Zur Ausstellungseröffnung hat das 
Rap-Kollektiv »Word Up!« des Esche-
Jugendkunsthauses zusammen mit dem 
Musiker Sebastian »Sebó« Bosum einen 
Rap-komponiert und ihre Perspektiven 
auf die Themen Krieg und Frieden mu-
sikalisch-literarisch verarbeitet. Das 
Video ist über die Webseite des Mahn-
mals abrufbar. Die Ausstellung »Zwi-
schen Krieg und Hoffnung« ist rund um 
die Uhr zugänglich, Eintritt frei. Mahn-
mal St. Nikolai, Willy-Brandt-Straße 60.

In Kooperation mit dem Deutschen 
Schauspielhaus Hamburg haben Ju-
gendliche einen performativen Audio-
walk »Über Grenzen gehen« durch die 
Ausstellung entwickelt. In den Maife-
rien 2025 haben sie sich mit den The-
men Krieg, Flucht und Hoffnung künst-
lerisch auseinandergesetzt. Dafür 
führten sie Interviews mit Geflüchteten 
und Zeitzeug*innen des Zweiten Welt-
kriegs, beschäftigen sich mit der Zeit 
des Nationalsozialismus sowie weite-
ren Kriegen und deren Auswirkungen 
auf das Leben von zahlreichen Men-
schen. Sie diskutierten anschließend 

über Identität, Verlust, Demokratie und 
das Zusammenleben in unserer Gesell-
schaft. Der Audiowalk verbindet ihre 
Gedanken, Zeitzeug*innenberichte, 
Feldaufnahmen und berührende Violi-
nenklänge zu einer vielfältigen Sound-
landschaft, die sich entfaltet wie ein 
akustisches Mahnmal.

Inspiriert von Pendereckis »Thre-
nody« setzt die Komposition von Ma-
her Alkadi auf Dissonanz, Textur und 
Fragmentierung – der Klang wird zur 
Narbe, zur Erinnerung, zur Stimme. Die 
Geige kratzt, zittert, flüstert zwischen 
Worten und Geräuschen und schafft 
so eine sich ständig verändernde Um-
gebung aus Erinnerung und Emotion. 
Als Teil der Fotoausstellung »Zwischen 
Krieg und Hoffnung« lädt der Rundgang 
über das Mahnmal St. Nikolai dazu ein, 
Spuren des Krieges auditiv zu folgen – 
dorthin, wo Zerstörung auf eine leise 
Hoffnung trifft. 

Der Audiowalk wird im Juli noch an 
vier Terminen angeboten, darunter zwei 
Vormittagstermine für Schulklassen. 
Eine Anmeldung ist erforderlich über 
die Webseite des Schauspielhauses. Eine 
Kooperation zwischen dem Deutschen 
SchauSpielHaus Hamburg, dem Mahn-
mal St. Nikolai und SCHORSCH im IFZ 
(Kinder-, Jugend- und Familienzent-
rum). Das Projekt »Über Grenzen gehen« 
wird gefördert vom Fonds Darstellende 
Künste im Programm GLOBAL VILLAGE 
KIDS als Teil von »Kultur macht stark. 
Bündnisse für Bildung« sowie vom Bun-
desministerium für Bildung und For-
schung und von der Körber-Stiftung. 

Kulturtipp
Zwischen Krieg und Hoffnung
Fotoausstellung am Mahnmal St. Nikolai
Von Katja Hertz-Eichenrode (Mahnmal St. Nikolai) und  
Marie Petzold (Theaterpädagogin am Deutschen Schauspielhaus)

Blick auf die Ausstellungsfläche 
(Foto: Mahnmal St. Nikolai)

Foto: Sebastian Backhaus

https://www.mahnmal-st-nikolai.de/veranstaltungen/zwischen-krieg-und-hoffnung/
https://www.mahnmal-st-nikolai.de/veranstaltungen/zwischen-krieg-und-hoffnung/
https://schauspielhaus.de/stuecke/ueber-grenzen-gehen

